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begründet worden. Was ſich in Genf vor ungefähr 10
Monaten abgeſpielt hat, war geradezu eine Verhöhnung
ehrlichen Friedenswillens. Mit Hilfe ſeiner Vaſallen

Delitſch tagten gelang es Frankreich, faſt ſämtliche Wünſche durch
udrücken und das bedeutete nichts anderes als eine reſt

III e Sabotage. Deutſchland, vertreten durch den Grafen
ernſtorff und Oberſt von Shülpnagel, blieb mit England
Und den Vereinigten Staaten dauernd in der Minderheit

Die beiden angelſächſiſchen Nationen ſind ſehr großzügig,
benl, und das ſoll man offen ausſprechen, ſie ſelbſt von

liner Abrüſtung zu Lande wenig betroffen werden Wir
nen dieſes britiſche Spiel aus den Haager Friedens
bonferenzen zu Beginn des Jahrhunderts, wo man von

erſter Wewillungsſrendig keit war ſolange es ſich um
e Armee handelte und ſoſort ſchärſſten Widerſtand
biſtete, wenn die Seerüſtungen in Frage ſtanden. Die

er Unterſchied gilt noch heute
Worauf es Frankreich ankam, war, ſeine eigenen The

n durchzudrücken, wonach nicht nur die Zahl der Bevölke

igt, ſie iſt jedoch durch den Gang der Ereigniſſe mehr als

lag

owie finanziellen Möglichketten in Rechnung geſtellt wer
en ſollten. Die Gründe dieſes Verhaltens liegen klar zu
lage. Mit ſeinen 10 Millionen kann Frankreich nur dann

Eine Militärmacht erſten Ranges bleiben, wenn man es
Als bedroht anſieht und ihm deshalb einen weiteren Spiel
kaum geſtattet als ihm nach der Bevölkerungszahl zu
käme Die Hoffnungen auf Genf ſind jetzt völlig geſchwun
5 den und man wird der neuen Konferenz, die ſich unmittel
bar an die Tagung des Völkerbundsrates ganſchließt, nur

al ein Zwiſchenſpiel anſehen, das für die Entwicklung
Klbſt unweſentlich ſſt.

In dieſem Augenblick kam der Präſident der Ver
einigten Staaten mit ſeinem Vorſchlag heraus, eine neue
Konferenz der 5 Seemächte nach Waſhington einzuberufen,
um die Fragen der Seerüſtung gemeinſam zu beſprechen.
Zugrunde liegen ſoll das ſchon einmal in früheren De
Watlen erwähnte Verhältnis von 5 zu 5 zu 3. Für Frank
Wich und Jtalien iſt das zweifellos Ungünſtig, weil nur

z die Schiffseinheiten gezählt, nicht aber ihre Tonnenver
rängung und ihre Beſtückung berechnet werden ſollen.

Jl Da ſich Frankreich auf Grund der deutſchen Kriegserfah

traße
h

kungen ſehr ſtark auf Unteſeeboote gelegt hat, kommt es

dadurch ins Hintertreffen. Die aängelſächſiſchen Mächte
aber wollen gerade das Sie ſind ſchon infolge ihrer Lage

9ſ e zwungen, Großkampfſchiffe zu bauen und wollen deshalb
die als Norm angeſehen wiſſen.

p. 677 Die Folge war klar, Frankreich lehnte ſofort ab. Nach
aße Der deutſchen Abrüſtung kommt für eine wirkliche kriege

kiſche Auseinanderſetzung England in erſter Linie in
vage. Darauf hat man ſich in Paris eingerichtet und

ſowohl Unterſeeboote wie Flugzeuge gebaut. Eine Taktik,
die nur dann Sinn hat, wenn man den ſchmalen Kanal

als Kriegsſchauplatz betrachtet. Auch die Eile, mit der
err Briand ſein Nein ausgeſprochen hat, iſt begreiflich
Er mußte den anderen zuvorkommen, die nun ſchwerer

r Zuſtimmen können. Hätte er gezögert, bis London und
ne Tokio offigiell die Einladung angenommen hätten, ſo
ant wäre die Ablehnung noch lärmvoller geweſen. Es mag

richtig ſein, daß Coolidge bei ſeinem Vorgehen auch an die
kommenden Wahlen gedacht hat, wie es ihm ſeine demo

v e Gegner vorwerfen, nur iſt das gerade ein Be
TIII weis daſür daß die Amerikaner der Abrüſtung außer

ordentliches Intereſſe entgegenbringen. Sonſt hätte ein
Wahlmandver keinen Sinn Ueber die weiteren Ereig

m

niſſe haben Newyorker Blätter ſchon einiges geſagt, was
vorausſichtlich zutreffen wird. Der Präſident wird wohl
zuerſt den Verſuch machen, eine Anterhaltung der drei

Nächte, Amerika England und Japan, vielleicht ſogar
rin M üUnter Einſchlüß Jtaliens herbeizüführen, in der Erwar

e ſchließlich Frankreich doch noch zur Aufgabe ſeines
VII iderſtandes zu veranlaſſen Sollte ihm das gelingen,

ung, ſondern auch die induſtriellen und geographiſchen

über den Bau neuer Kriegsſchiffe, der dem Parlament
bereits zugegangen iſt, beſtimmt angenommen. Statt der
Abrüſtung haben wir alſo eine Aufrüſtung

Genau dasſellhe gilt von Genf, wo das Endergebnis
micht die Abrüſtung, ſondern mindeſtens die Walhrung des
jetzigen Standes ſein wird wahrſcheinlich aber ein neues
Wettrüſten. Der belgiſche Außenminiſter Vandervelde,
einer der bekannteſten Sozialiſten der Welt, hat erſt jetzt
über dieſes Problem geſprochen Was er dabei gegen
Deutſchland geſagt hat, kann in dieſem Zuſammenhang
Unerwidert bleiben. Vielmehr intereſſiert daß er zuge
geben hat, Deutſchland könne die Abrüſtung der anderen
verlängen, nachdem es ſelbſt durch die Erklärung der Bot
ſchafterkonfereng als abgerüſtet bezeichnet worden iſt, und
daß ſogar er ganze Veralller Friedensvertrag hinſallig
wird, wenn dieſe berechtigte Forderung nicht erfüllt wird.
Trotzdem ließ er auch die andere Möglichkeit zu, daß
Deutſchland wieder eine zur Verteidigung ausreichende
Zahl von Truppen ſchaffen könnte, wenn nämlich man ſich
nicht Uber die Abrüſtung einige Das klingt peſſimiſtiſch
genug und läßt den Rückſchluß zu, daß ſelbſt Vandervelde
in tiefſtem Herzen auch an neue Kriege glaubt

Die Gefahr iſt freilich nicht gering. Sobald man auf
China ſieht, kann man ſich ernſter Befürchtungen nicht
entſchlagen. Wir haben an dieſer Stelle ſchon vor Wochen
darauf hingewieſen, daß hier eine gewaltige Bedrohung
entſtehht. Die Londoner Politik war nicht glücklich Sie
ſchwankte zwiſchen Ja und Nein hin und her. Man wollte
zwar an das neu erwachte Nätionalbewußtſein der Chi
neſen Zugeſtändniſſe machen, ſie ſich aber nicht abtrotzen
laſſen. So ſandte man Zunächſt Truppen und Kriegs
ſchiffe, die nicht gerade beruhigend wirkten. Dabei be
ging Chamberlain noch perſönlich den Fehler, eine Eini
güng über Hankau als Tatſache dem Parlament mitzu
teilen, während ſie in Wirklichkeit nicht erfohgte. Das Er

auch die Verbreitung unſerer

ochenſchrift
muß erarbeitet werden.
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gobnis ſcheint eine Annäherung von Nord und Südchina
und zwar unter japaniſcher Vermittlung. Auf die Dauer
iſt damit das Reich der Mitte für die Europäer verloren,
denn dieſe Vorgänge werden niemals vergeſſen. And
wenn ſelbſt das Gedächtnis der Söhne des Himmels nach
laſſen ſollte, werden die Ruſſen ſchön für die Aufrüſtung
ſorgen. Jhre Tätigkeit entzieht ſich im allgemeinen der
öffentlichen Kenntnis muß aber als außerordentlich rüh
rig angenommen werden Ueherhaupt wird man die Be
wegung in Aſien nicht als eine ausſchließlich nativnaliſti
ſche, ſondern ſtark mit Bolſchewismus durchſette, anzuſehen
häben. Das hier früher oder ſpäter ein bewaffneter Kon
flikt entſteht, kann man beinahe als ſicher bezeichnen

3. Jahrgang

Das Wichtigſte dabei iſt das Verhältnis zwiſchen Mos
kau und London, die ja in einem ſich dauernd verſar
ſenden Gegenſatz zueinander geraten ſind Dieſer Gegen
ſatz, der durch Jahrhunderte beſtanden hat und nur mit
Rückſicht auf Deutſchland für anderhalb Jahrzehnte über
winden werden konnte, wird ſeine Rückwirkungen auf den
europäiſchen Kontinent zweiſellos eines Tages ausüben
Wir ſpüren ihn ſchon jetzt. Arſprünglich hat England dem
neu errichteten Polen eine ungeſchminkte Abneigung ent
gegengebracht, und es waren Londoner Blätter, die ganz
offen erklärten, Deutſchland ſolle ſich über ſeinen öſtlichen
Nachbar nicht beunruhigen, er werde eines Tages doch
wieder verſchwinden. Das hat ſich gründlich geändert
Zunächſt haben die Engländer ſich der baltiſchen Staaten
etwas angenömmen, Und wie man mit Sicherheit ſagen
darf, das notwendige Geld für Befeſtigungen Und Rüſtun
gen gegeben. Deshalb auch die unfreundliche Haltung
gegen Litauen, als dieſes immer dichtere Fäden nach Mos
kau ſpannte. Man war in Berlin ſchon vor einigen Mo
naten überzeugt, daß ein Verſuchsballon in der öſtlichen
Preſſe, wonach Polen ſich Litauens bemächtigen wolle, um
dafür Danzig und den Korridor an Deutſchland abzugeben
wicht Warſchauer, ſondern Londoner Fabrikat war. Zum
Windeſten müſſen wir mit digſer neuen Einſtellung rech
nen. England betreibt wieder ſeine alte Einkreiſungs
politik und zwar diesmal gegen die Sowjets. Es ſieht
Deutſchland dabei als eine Figur auf ſeinem Schachbrett
an und wird uns ſür danach bewerten, ob wir gewilht
ſind, Oſt oder Weſtorientierung zu wählen Schon beim
Abſchluß des Berliner Vertrages mit Tſchitſcherin haben
wir ernſte Bedenken geäußert, ob die LuütherStreſemann
ſche Auffaſſung richtig war, daß wir um dieſe Option her
umkömmen würden. Wir ſind heute erſt recht davon
überzeugt, daß wir uns eines Tages in einer Zwickmühle
befinden werden.

Gerade deshalb iſt für uns das Verhältnis zu Polen
von großer Bedeutung. Der gegenſeitige Haß iſt gewaltig
und ſchlägt oft genug Flammen hoch empor. Eine innere
Ausſöhnung iſt unmöglich. Das haben auch in Locarno
die Weſtmächte anerkannt, als ſie keinen Einſpruch da
gegen erhoben, daß wir lediglich auf eine gewaltſſame Wie
dereroberung unſerer verlorenen Gebiete vergzichteten, den
Anſpruch ſelbſt aber mit aller Schärfe aufrecht erhielten
Wäre Polen vertragstreu, ſo ließe ſich ein modus vivendi
wenigſtens für einige Jahre finden. Jetzt aber haben die
neuen Ausweiſungen deutſcher Jnduſtriebeamter gezeigt,
daß man in Warſchau uns dauernd auſpeitſchen will. Die
Folge war ein Abbruch der Handelsvertragsverhandlun
gen, der natürlich auch auf die politiſchen Beziehungen
abfärbt.

Dieſe Handelsvertragsfrage ſteht für uns zur Zeit im
Vordergrunde. Noch in dieſer Woche muß eine Verein
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W vauchet 22 f ie Coolidges Vorſtoß Genf und Waſhington Ein unlösbares Problem Frankreichs Ablehnung Unterſeeboote und Schlachtſchiffe S
ehe Sonderkonferenz England, Amerika und Japan? Ablehnung Frankreichs Schlechte Ausſichten für die Genfer Abrüſtung Amerikaniſche
Narig DHrohungen Die Rede Vanderveldes Gefahrenmomente in Ching Rußlands Hand im Spiel Moskau und London Beränderte
den u engliſche Stellung zu Polen Abbruch der deutſch polniſchen Verhandlungen Das Proviſorium mit Frankreich Der amerikaniſche
h Antidumpingzoll Marx und Keudell Der VReichsfinanzausgleich Etatsdebatte.
Glas un Der Vorſtoß des Präſidenten Coolidge konnte nur o iſt damit noch ſehr wenig gewonnen, denn beide latei
ten die wegen der Wahl des Zeitpunktes überraſchen. An ſich niſchen Naionen, auch Jtalien, werden dort dus Aeußerſte

nd greifen ar er zu erwarten da ſeine Vorausſetzungen als ge aufbieten, um mit ihren Anſchauungen micht in das Hin
ben erſcheinen mußten. Die Vereinigten Staaten hat tertreffen zu geraten Ein Mißlingen aber hat zwei Fol
ken auf eine eigene Abrüſtungskonferenz verzichtet um gen. Einmal wird ſich der fünangielle Druck auf Paris
micht mit dem Völkerbunde in Wettbewerb zu treten, aber werſtärken, und man ſoll ihn bei den ungeheuren Macht

iſetig un ſchon damals ernſte Zweifel darüber geäußert, ob man in mitteln der neuen Welt nicht gering einſchätzen, er kann

Genf das Problem meiſtern würde. Dieſe Angläubigkeit ſelbſt den Frankenſturg, damit das Ende der Poineare
tenlos. erſchien jedem Kenner der Vehältniſſe durchaus berech ſchen Herrſchaft, bedeuten, ſodann aber wird die Vorlage

barung mit Frankreich erfolgen da das im Auguſt 1926
bgeſchloſſene Proviſorium am 20. Februar abläuft. Die
Schwierigkeiten liegen in der Forderung, den franzöſiſchen
Weinen einen ermäßigten Zoll zu gewähren. Dieſes Ver
langen iſt deshalb ſo bedenklich, weil der deutſche Wein
bau an und für ſich Not leidet, und den Winzer nur durch
ſtagtliche Hilfe vorübergehend geholſen werden konnte
Ein Handelskrieg oder auch nur eine Anterbrechung der
Vertragsbeziehungen iſt für beide Seiten ſchwer zu er
tragen. Dazu kommt noch ein Konflikt mit Nordamerika
wegen des Antidumpingzolls auf deutſches Eiſen Sehr
roſig ſind die Ausſichten alſo nicht.

Jn der inneren Politik ſtehen jetzt die Finanzfragen
im Vordergrunde, nachdem die Angelegenheit von Keudell
mehr ſchlecht als recht erledigt worden iſt und der Reichs
hänzler Marx gezeigt hat, daß man ſich nicht einmal auf
ſeine Rechtsaufſaſſungen verlaſſen dann. Seine Rede hat
in dieſer Beziehung ſelbſt einen erheblichen Teil ſeiner
Parteifreunde enttäuſcht. Mit der Etatsrede des neuen
Finanzminiſters Koehler beginnt der Kampf um den Fi
nängßausgleich zwiſchen Reich und Ländern Bayern er
hebt bereits Widerſpruch gegen die Abſichten, die Koehler
ünter Aufnahme Reinholdſcher Pläne darchführen will.
Ob das Kabinett dadurch geſährdet wird, läßt ſich heute
noch nicht ſagen, aber angeſichts der ganzen Wirtſchafts
lage kann es hier zu einer inneren ſchleichenden Kriſe kom
men, deren Löſung noch in weiter Ferne liegt.

Richard May
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kommen erwieſen und zwar durch die Rede Weſtarps und
durch das Verhalten des Reichsminiſters des Jnnern von

den Deutſchnationalen auf der Regierungsbank geſeſſen
hHätten, ſo wären ſie angeſichts dieſes Nachſpiels gezwun

ein und unterſtrich nochmals den Boykott im Falle Tres-

Entwurf ein Aebergangsgeſetz bedeute und deshalb nur
die nötigſten Aenderungen treffen ſolle und zwar nach der

Vorſtandsſitzung der Demokratiſchen Partei.
Demokratiſche Oppoſitionsziele.

Der Vorſtand der Deutſchen Demokratiſchen Partei trat
am Sonnabend im Reichstag zu einer Sitzung zuſammen,
Die vom Vorſitzenden des Vorſtandes, Reichstagsabgeordne
den Erkeleng, eröffnet und geleitet wurde.

Der Vorſitzende der Reichstagsfraktion Koch erſtattete
Einen Bericht über die politiſche Entwicklung der letzten
Wochen. Er wies in ſeiner Darſtellung darauf hin, daß
die Politik in der Koalition der Mitte für die demokrati
ſche Reichstagsfraktion überaus ſchwer und entſagungsvoll
geweſen wäre. Große Enttäuſchung ſei auch über die Hal
ung der Sozialdemokratiſchen Partei und über ihre Ver
antwortungsſcheu entſtanden. Koch ſchilderte dann im ein
zelnen den Gang der Verhandlungen zur Regierungsbil
ung und betonte, daß auf dem Gebiete der Richtlinien
nicht zu erreichen geweſen wäre, von Feſtſtellungen Abſtand
zu nehmen, die hinſichtlich der Schulfrage für die Demo
kraten unerträglich ſeien. Die Demokraten ſtanden und
ſtehen auf dem Standpunkt, daß die Deutſchnationalen für
ine Teilnahme an einer republikaniſchen Regierung nicht
reif ſind. Auf Grund erheuchelter Erklärungen haben ſie
ſich in das Kabinett eingeſchlichen. Wenn das auch noch
zweifelhaft geweſen war, ſo iſt es durch das Nachſpiel voll

Keudell. Selbſt für den Fall, daß die Demokraten mit

gen geweſen, die Regierung wieder zu verlaſſen. Koch ging
Hann im einzelnen auf die Haltung des Herrn v. Keudell

ighp, der erſt kurze Zeit zurückhiegt, und der von demokra
Aſcher Sedte deshalb als beſonders ſchwer angeſehen würde,

als gerade die Anhänger der Demokratiſchen Partei unter
ſolchen Boykottbeſtrebungen und Boykottverſuchen im Lan
de ſelbſt ſchwer zu leiden haben. Dieſer Fall Treskow iſt
noch nicht zu Ende, man kann ihn nicht auf ſich beruhen
laſſen.

Was nun die für die Zukunft einzuſchlagende Oppo

werbeſteuer ſo hoch. Man könne allerdings keine Geſetze
aufrecht erhalten, die auch ehrliche Menſchen zu
tretungen veranlaßten.

Ueber
Die hohen Gewerbeſteuerſätzegefühl, das allerdings größer ſein wird, als es bei der des Finangaus edeutſchnationalen Oppoſition der Fall war. Die demo en ehe e en en Numm

krätiſche Fraktion hat jetzt der neuen Regierung das Miß n einem unerhörten Ausmaß gegenüber der Vorkriege zeit
twauen allsſprechen müſſen, einer Regierung der man geſtiegen, beſonders die Ausgaben für Wohlfahrt. Die t
innerlich mit äutßerſtem Mißtrauen gegenüberſteht, muß. Stadt Köln habe z. B. 1925 24 Millionen für Wohlfahrtsauch äußerlich dieſes Mißtrauen begründet werden. n gaben eingeſetzt, denen ein Jſt von 31 gegenüberſtehe. die H

Koch ſprach dann weiter über die innere Zerriſſenheit Die Urſache hierfür ſeten die Nachwirkungen des Ruhr Ein
der jetzigen Regſierungskoalition und verwies auf die Ge krieges Jm Dezember ſeien in Köln 65 000 Erwerbsloſe, e Ve
fahren, die in ſchulpolitiſcher Hinſicht drohten. Weiterhin leſch faſt 10 Progent der Geſamtbevölkerung vorhanden e
ſo führte Koch aus, ſei es nolwendig für die Demokraten geweſen. Wie die Gewerbeſteuer geſtiegen ſei, zeigten And.
jetzt den Gedanken des gegliederten Ginheitsſtaates zu be ſolgende Zahlen 1908 bis 1917 hätten die Gewerbeſteuer- m
tonen. Jm Jahre 1910 ſeien infolge der Zwangswirtſchaft pflichtigen in Köln bis zu einem veranlagten Gewerbe gehabt
und der Fehler, die naturnotwendig mit der Zwangswirt ſteuerertag von 3500 RM. 135 Prozent an Gewerbeſteuer un ſi e
ſchaft verbunden waren, die Beſtrebungen, die auf den Ein gezahlt, heute 3 Prozent. Ein Gewerbeſteuerpflichtiger mit n
heitsſtaat zielten, nicht günſtig geweſen, weil damals noch inem Ertrage von 200 000 RM. habe in den Jahren ſſarfe Krit
vielfach der Gedanke des Anitarismüus mit dem Gedanken 1908 bis 1917 256 Prozent bezahlt, heute dagegen 10,3 ninde
der Zentraliſation verwechſelt wurde. Inzwiſchen ſeiten Prozent. Wenn die Erwerbsloſenfürſorge entſprechend den wen ſei
aber weite Wirtſchaftskreiſe ebenfalls zu der Ueberzeugung Darlegungen des Regierungsvertreters neu geregelt wür- doch eine d
gekommen, daß nur durch den Gedanken des Einheits
ſtaates eine Rationaliſterung des Staates herbeigeführt
werden könne. Es ſei z. B. ein großer Anfug, daß in
Deutſchland 39 werſchiedene höhere Schularten beſtänden.
Das beruhe nicht auf einer Stammeseigenart, ſondern auf
der Eigenſinnigkeit der betreffenden Referenten Hinſicht
lich der Finanzpolitik müſſen die Demokraten eine groß
zügige Finanzpolitik auf weite Sicht treiben. Anter an
derem können ſie auf die Dauer nicht ein Budget von zwölf
Milliarden Mark jährlich tragen. Die demokratiſche
Reichstagsfraktion wird deshalb auch keine ſinnloſen An
kräge auf Geld bewilligung ſtellen, wie es die Deutſch
nationalen gemacht haben, die Anträge über Anträge ein
brachtew, um gleichzeitig über Steuerſchlamperei zu
ſchimpfen

Die Deutſche Demokratiſche Partei kann der eigenen
Entwicklung der Dinge mit Ruhe und Zuverſicht entgegen
ſehen. Sie wird durch eine innere Erneuerung und eine
ſtärkere Aktivität in der Oppoſition neue Kraft gewinnen.

An den Bericht des Parteivorſitzenden ſchloß ſich eine
hebhafte und eingehende Ausſprache an. Die Polktik der
Reichstagsfraktion ſand die einſtimmige Billigung des deſilionspolitik der Demokraten betrifft, ſo ſind ſie durch

michts gebunden als durch ihr eigenes Verantwortungs

Das Problem der Gewerbeſtener.
Demokra tiſche Vorſchläge.

Bei der Beratung des Geſetzentwurfs über die Re
gelung der Gewerbeſteuer für das Jahr 1927 hat der de
mokvatiſche Abgeordnete Falk im Hauptausſchuß des Preu
ßiſchen Landtags im weſentlichen folgende Ausführungen
gemacht

Er ſei mit dem Finanzminiſter der Meinung daß der

Richtung, beſonders harke Beſtimmungen zu mildern. Die

mokratiſchen Parteivorſtandes.

S —ò Cmccqqdqqhggl e Se]treibenden zu einer zweiten Einkommenſteuer geworden,
wobei aber die ſogialen Milbderungen der Einkommenſteuer
micht anwendbar ſeien. Dieſer Zuſtand ſei unhaltbar.
Anzuerkennen ſeien die Vorſchläge der Regierung, die
Mieten und Pachten zinsfrei zu laſſen und die Doppel
beſteuerung des gewerblichen Grundbeſitzes durch Gewerbe
und Grundwertſteuer zu beſeitigen. Die Begründung der
Spitzenorganiſationen, für ihr Verlangen auch die Schul
denginſen beim Ertrag abzuſetzen, ſeien für ihn nicht über
zeugend. Man ermögliche dadurch eine Amgehung der
Steuerpflicht in größtem Stil. Der Krebsſchaden ſei aber
gérade der Amſtand, daß ſo große Defraudationen vor

de, werde freilich eine erhebliche Entlaſtung der Kom
munen eintreten.

ſteuer hera

Gewerbeſteuer ſei heute für weite Schichten der Gewerbe

Zum Gedenken Peſtalozzis.
Von Studtenrat M. Finger.

17. Februar 1927. Hundertſter Todestag
Peſtalozzis. Wer iſt Peſtalozzi? Darf man dieſe
Frage ſtellen Müßte nicht jeder Volksſchüler gemau ber
dieſen Mann Beſcheid wiſſen Er hat doch ſeine Schule,
die Volksſchule, geſchaffen, und damit die moderne
Schule überhaupt, und mit ihr die Grundlage für die all
gemeine Volksbildung Aber die meiſten im deutſchen
Volke kennen nicht einmal den Namen, viel weniger die
Bedeutung dieſes Mannes. Johann Heinrich Peſtalozzi
wurde am 12. Januar 1746 zu Brugg in der Schweiz ge
hhoren, und er iſt das geworden, was die Jnſchrift auf ſei
gem Grabſtein in Birr beſagt:

Der Retter der Armen in Neuhoff,
Prediger des Volkes in Lienhard und Gertrud
Jn Stanz Vater der Waiſem,
Jn Burghof und Münchenbuchſee

ESruünder der Volksſchule,
Jn Ffferten Erzieher der Menſchheit

Obgleich Schweizer von Geburt, fühlt er ſich wie Con
vad Ferdinand Meyer, Gottfried Keller und andere große
Schweiger mit der deutſchen Kulturgemeinſchaft verbun
den, ſieht Deutſchland als ſein Vaterland an. Er war die

verkörpete Menſchenliebe, eine Heilandsnatur, einer von
ßenen Schwärmern, die nichts für ſich begehren und an
deren alles gönnen. Alles für andere, für ſich nichts!“
Dieſe ſogiale Einſtellung war Erbgut von Großvatersſeite

her, dem alten Pfarrer in Höngg, und von Vaters Seite
her, der Arzt war, aber früh ſtarb und die Erziehung des
Jungen der Mutter allein überlaſſen mußte. Daher das
Weiche, häufig Anentſchloſſene in ſeinem Charakter, aber
guch die Fähigkeit, ſich gang in die Seele des Nächſten ein
zufühlen, ihn zu verſtehen, ihm zu vergeben. Ein reicher
Jnnenmenſch ſchon in der Jugend, aber nicht ſtetig, daher
der häufige Wechſel in ſeinen Studien, bis er ſchließlich
Landwirt wurde, aber nicht, um einen Beruf zu haben
ſondern um den Menſchen zu helfen Mit der ſchöpfeviſchen
Landarbeit in Gottes freier Natur und in der friſchen
Luft wollte er die Kinder der Armen erziehen und unter
richten. Daher kaufte er in Birr ein Gut und richtete dort
1774 eine Armenanſtalt ein, in der er die Waiſen der Um
gegend ſammelte, ſie mit Spinnen und Weben beſchäftigte
und ſie zugleich geiſtig ausbildete. Geiſt, Herz und Hand,
Das göttliche Dreigeſtirn der Erziehungsgründe, wird hier
geſchaffen. Aber Mangel an Organiſationstalent, An
Dankbarkeit der Kinder und Verſtändnisloſigkeit der El
dern zwangen ihn 1780 zur Auflöſung der Anſtalt. Still
gelegt in der praktiſchen Betätigung, aber reich an Anter

ichts und Erziehungserfahrungen, veröffentlichte er be

kämen Gerade infolgedeſſen ſeien die Zuſchläge zur Ge

reits 1781 die Abendſtunden eines Einſiedlers“, in denen
er ſeine Erziehungsgrundſätze darlegt. Dann folgte ſein
wolkstümlicher Roman „Lienhard und Gertrud das
Müuſterbeiſpiel für alle Volkserzähler.

Jn Burghof und ſpäter in Münchenbuchſee gründete
er ſchon wirkliche Schulen für die Kinder des Volkes, und
1805 eröffnete er eine Erziehungsanſtalt in Jfferten, die
die Lehrerbildungsſtätte für faſt gang Europa wurde.
Ueberall, in Berlin, Moskau, Wien und Neapel, unter
vrichteten ſeine Schüler. Am 17. Februar ſchloß dieſer
große und einzigartige Schwärmer ſeine Augen für immer.

Noch iſt die allgemeine Volksbildung nicht in alle
Kreiſe hineingedrungen, aber welch gewaltiger Unterſchied
beſteht doch zwiſchen der Zeit vor hundert Jahren und

u

Zum 100. Todestage des Erziehers der Erzieher

u

Johann Heinrich Peſtalozzi
Am 17. Februar 1827 ſtarb in Brügg (Schweiz) der

große Pädagoge Johann Heinrich Peſtalozzi.
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heute. Damals gab es deine Volksſchule und daher eine
blöde, ungebildete, geiſtig und ſittlich verkommene Volks
maſſe, Sklaven der Reichen und Mächtigen, ſo elend und
arm daß ſelbſt auf Königsthronen Tränen des Mitleids
bei der Lektüre des großen Sittengemäldes „Lienhard und

Gertrud floſſen. Man leſe nur Lienhard und Gertrud“,
und man wird ſehen, wie Eigenwert und Perſönlichkeit
praktiſche Tüchtigteit, ſittliche Reife, ſozialer Sinn, reli

ſt hatte z
naßldſen 9

Bei der Verabſchiedung des vorliegenden Geſetzent Axyilfe ver
wurfes müſſe man aber mit der Möglichkeit rechnen daß Leprift
der Reichsgeſetgeber anders beſchließt, als man für wün hedrohter
ſchenswert halte. Aber auch dann könnten bei einer Be in Zweifel
ſerung der Wirtſchaftslage die Kommunen auf einen Tett ind ein n
der Gewerbeſteuer verzichten. Denn Hand in Hand mi wütig den
der Hebung der Wirtſchaftshage gehe eine Verminderung der Kräfte

von Angebo
des Hauptausgabepoſtens im kommunalen Haushalt, näm e et

ggfollt werch dem für Wohlfahrtszwecke. Es ſei angeſichts der un
ſicheren Geſtaltung der Reichsgeſetzgebung nicht möglich n Geſchäft
heute alle Gewerbeſteuerpflichtigen in demſelben Maße zu Melker de
berückſichtigen. Milderungen für Großinduſtrie, Groß Erſten
handel und Großgewerbe könnten mit Rüchſicht auf das ad wind
Steuerbedürfnis der Kommunen über die namentlich auch nöglich ſein
dieſen Kreiſen zugute kommenden Vorſchläge der Regie höngen d
rung gur Zeit nicht eingeführt werden. Die Großen ſeien wirtſchaftlich
durch ihre Steuerſachverſtändigen und Syndici in der an AUmſo bede
genehmen Lage, die geſetzlichen Möglichkeiten auf Real der Gewerb
ſteuerermäßigungen für ſich in Anſpruch zu nehmen, wagg es mir
der kleine Steuerſchuldner nicht könne. Außerdem könne re Verhöl
für 1925 und zum Teil für 1926 die Groß wirtſchaft auf hobeſondere
erhebliche Gewinne zurüchblicken, beſonders im Kohlen urtei, die
Eiſen und Bankweſen, in den Verſicherungsunternehmaun werbetreiben
gen, auch in einem Teil der Fertiginduſtrie und in de wieder zur

Ms geſchäft
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Kaliinduſtrie. Am dringlichſten ſei die Forderung für der
erwerbenden Mittelſtand zu ſorgen, um ſelbſtändig
Exiſtengen nach Möglichkeit zu erhalten. Die beiden An
träge ſeiner Partei gingen nach dieſer Richtung. Den
Ankrag Nr. 20 ſei entſtanden aus dem demokratiſche Ar
ſantrag 4447. Dieſer Arantrag müſſe jetzt in das Geſef
als Beſtimmung hereingearbeitet werden, daß dieſe Schich
ten in keiner Gemeinde höher als mit einem mäßigen Hun
dertſatz ihrer Reichseinkommenſteuer Zur Gewerbeertrags

gen würdenphyſiſchen Perſonen während der Arantrag nur

war, drückte

Pert die

i die Viſch

don den nick

de Verordn

giöſes Verantwortlichkeitsgefühl und zuverſichtliches Ge
Borgenſein in dem göttlichen Walten herangebildet werde
Aus der Familie des armen Mannes hat er di
Vollksſchule hervorgehen laſſen. And dieſe Famili
wird der Mittelpunkt der Gemeinde Bonnal. And wil
ſieht dieſe Gemeinde aus? Eine Gemeinſchaft gerecht be
handelter und verwalteter Bürger, die Not mildert, de
ſozial und wirtſchaftlich Schwachen unterſtützt und da de
Wohl aller im Auge hat. Und dieſe Kirche? Eine Ein
richtung ſeelſorgeriſcher Tätigkeit, die praktiſch in das Le Die P
ben hineingreift, mutig die Schäden aufdeckt und mit päda n Entwu
gogiſcher Einſicht und entſchloſſenem Sinn die moraliſee m vor d

eibeamter
ſittliche Beſſerung zu ihrem Ziele macht. Und dieſe a

en ſoll.Staate Der Republikaner Peſtalozzi ſetzt da
in die volkstümliche Sprache, was der große Repubſlikane dhetellt,
Kant ſo gelehrt im kategoriſchen Jmperativ ausgedrüc thandlun
aund der große Republikaner Beethoven in jene an di
tiefſten Herzensgründe gehenden Töne gegoſſen hatte. De
freiheitliche Volksſtaat wird gefordert und in ſeinen nd
Grundzügen entworfen. Ein wunderbarer Jdealismus
den nur deutſcher Geiſt erſinnen konnte, aber ein Jdealie
mus, ohne den auch heute ein wirtſchaftlicher und geiſtige nen
Auſſchwung nicht zu erzielen iſt. Anſer heutiges Volk um gehe
unſer Gegenwartsſtaat haben alle Arſache, Peſtalozzis e
gedenken denn ohne ihn gäbe es keine ſittlich wohlgeſügt
Familie als Exrziehungsſtätte gebildeter, gerader und frei
heitlicher Perſönlichkeiten, ohne ihn keine praktiſch ſeel ſei
ſorgeriſch und ſozial eingeſtellte Kirche, ohne ihn wäre de
neue Staat unmöglich geweſen. Man leſe nur ſeine Ab ög
handlungen über Staat und Geſellſchaft, über Eigentum 59
Arbeit, über Staat und Chriſtentum, Recht und Freihen h
und man wird wahre Perlen ſtaatspolitiſchen Denkens un b
freiheitlichen Bürgerſinns finden. Der verhältnismäßie
wohlhabende Mann wird arm in der Verwirklichung fe
ner Pläne

Peſtalozzi hat der Erziehungsarbeit Uber Jiel, We
nd Mittel ſo viel Anregungen gegeben, daß noch heut
ſeine Forderungen nicht alle erfüllt ſind, und wenn mr
derne, tönende Neuerungen auf pädagogiſchem Gebiere an

geprieſen werden, ſo hat er ſie meiſtens ſchon alle angedeuf
tet und triebhaft und unbewußt gezeigt und geübt. Wenn
unſere Kinder heute als höchſtes Gut des Vaterlandes an
geſehen werden, und wenn ihnen eine Erziehung verbürg
iſt, die die beſten inneren Kräfte in ihnen entwickelt, i
zu vollwertigen Perſönlichkeiten und Menſchen machen
will, die weſensgleich mit allen anderen ſind, ganz gleiten
ob reich oder arm, und deren Achtung nur von der eigenen
Betätigung des Guten abhängt, ſo danken wir das u
dem großen Menſchenfreund Peſtalozzi.

Seiner heute zu gedenken iſt deshalb Pflicht des deu

Preſſe

e a und ſeines neugzeitlichen, freihoitlichen Volks
es



ezeſ en Perſonen geſprochen habe. Er wolle damit wuch
n haften ſolcher Gewerbetreibenden ſchihen. Die Ge
n g. inden ſollten aber auch Rne gewiſſe Fretheit haben,

en halb der Ausdruck „maßtg. gewählt ſei. Man werde
u kommen, daß man für ſolche Gewerbeſteuerpflichtigen

d M, l Satz guf 25 Prozent oder etwas höher normiere. Falſch
de es ſein, den Gemeinden einen Satz von 25 oder

oder 33 Prozent vorzuſchreiben. Ein gewiſſer Spiel
Der Antrag

e Steuerberückſichtigung erfahren würde.
lung der Konſumvereine lehne er ab.

dal Das Steuerelend beruhe darauf, daß man drei Steuer
ſäger habe: Reich, Staat und Gemeinden. Ehe man nicht
n iniges Deuiſches Reich habe und der Leerlauf an

niſterien, Behörden, Abgeordneten und Beamten be
ne Veſan gt ſei, werde man nicht zu Steuergeſetzen kommen die
reine u r die Wirtſchaft erträglich ſeien.
beſucht A. Die beiden demokratiſchen Anträge haben folgenden

in orthanit:
gung in d 1. Für Handelsvertreter, die nicht mehr als drei An
ſchaſt ſtellte veſchäftigen und für Lohngewerbetreibende (Zwi

henmeiſter, Faktoren, Hausgewerbetreibende uſw.), deren
uerpflichtiges Einkommen nicht mehr als 3600 RM. be
t ägt, iſt die Hälfte der Gewerbeſteuer niederzuſchlagen.

Gewerbeſteuerpflichtige phyſiſche Perſonen, deren
erlicher h inkommen nach ihrer Veranlagung zur Reichseinkommen

euner nicht mehr als 36068 RM. beträgt, ſind zur Gewerbe
tragsſteuer nicht höher als mit einem mäßigen Hundert

h der ſie treffenden Reichseinkommenſtener heranzu
ehen.

aß die W Jen Marx und Keudell.her en Ein zweiter erfolgloſer Rettungsverſuch
ehen, del Der „Demokratiſche Zeitungsdienſt“ ſchreibt Reichs
bmneinſan angler Dr. Marx hat offenbar das Bedürfnis gefiülhlt, ſei
Gewehller Reichstagserklärung über den Fall des Reichsminiſters
eihen Ales Innern von Keudell einen Kommentar hinterher zu
rteileim l hicken. Die „Germata“ veröffentlicht deshalb eine Stel
iner Reg ingwahme des Reichskanzlers zum Treueid der Beamten
nationalen llbem Anſchein nach hat ſelbſt in Zentrumkreiſen die

z Re tellungnahme des Reichskanzlers Befremden hervor
evuſen Das iſt durchaus verſtändlich, denn gerade in den

n des KappPutſches haben ſich zahlreiche Beamte, die

g s Zentrums e ader Verh pregieru e d es iſt auch verſtändlich
des Peſt denn dieſe Beamte, wie der Reichskanzler ſelbſt ſagt, aus
hen le nen Ausführungen einen Tadel herausgeleſen haben,

nen Tadel, der ſich gerade gegen diejenigen richtet, die
en Kappiſten Widerſtand geleiſtet haben.
Reichskanzler Marx verſucht in der Anterredung noch

Ainmal die Rechtslage dlarzuſtellen, damit Herrn v. Keu
Hell veſcheinigt werden kann, daß er damals die Situation

Nücht erkannt hat und daß deshalb, wie der Kanzler ſelbſt
d. agt, ſeine Handlungsweiſe durchaus entſchüldbart ge

beſen ſei. Dadurch, daß die Handlungsweiſe des Herrn
(0 Uh on Keudell entſchuldigt werden muß, erkennt der Reichs

ſanzler alſo erſtens einmal ſelbſt an, daß Herr von Keu
hell mindeſtens objektiv verfaſſungswidrig gehandelt hat.
ein Handeln bedarf einer Entſchuldigung

Der Reichskanzler führt nun aber weiter aus daß
Vorſtand ſherr von Keudell damals die Situation nicht überſehen

ſabe, und daß deshalb eine ſubjektive verfaſſungswidrige
Handlungsweiſe nicht vorgelegen habe. Hierin kann man
hem Plädoyer des Kanzlers nicht folgen. Von einem
reußiſchen Landrat muß verlangt werden daß er die

Fituation überſieht. Herr von Keudell kann wachträglich
Nicht den Einfältigen ſpielen wollen. Er hat ſich ja auch
elbſt mindeſtens im Zweifel befunden, denn ſonſt hätte
r ſich nicht bei ſeiner vorgeſetzten Regierung in Frank
urt a. O. erkundigt. Der Landrat iſt dein reiner Ver

icher Weiſ

bon Keudell hat als politiſcher Beamter verſagt. um
Nun dafür das höchſte politiſche Amt des Reichsinnen

niniſters zu übernehmen. Was ſchon aus Anlaß der
Reichstagsdebatten geſagt wurde, muß wiederholt werden
S handelt ſich beim Fall des Herrn von Keudell nicht
m einen Rechtsfall, ſondern es handelt ſich um eine poli
ſche Angelegenheit.
Man kann vielleicht nachträglich Entſchuldigungs
hründe ſuchen und finden. Und man kann ſagen, Herr
von Keudell habe nur getan, was ſoviele andere auch ge
an hatten. Reichskanzler Marx möge aber bedenken, daß
es neben denjenigen, die damals nicht wußten, auf welche
Seite ſie ſich ſtellen ſollten, und daß es weiter neben den

lienigen, die ſich glatt ins Lager der Kappiſten ſchlugen,
guch Männer genug gegeben hat, die der Kappregierung
Widerſtand bis zum Letzten geleiſtet haben. Freilich, Herr
von Keudell gehörte nicht dazu

Die Haltung des Landrats von Keudell in den Kapp
lagen wird guch durch die zweite Erklärung des Reichs
kanßzlers Marrx nicht gerechtfertigt. Noch weniger gerecht
fertigt iſt aber ſeine Haltung im Falle Tresckow umd die
Konſequenzen, die aus dieſer Haltung gezogen werden
müſſen, dürften ja wohl in aller Kürze erkennbar werden.

Be unregelmähiger Poſt Beſtellung

beſchwere man ſich ſtets bei dem zuſtändigen Poſt
amt, auch dann, wenn dem Leſer unſere Zeitung
durch den Verlag überwieſen wird.

Sr.

valtungsbeamter, er iſt ein politiſcher Beamter. Landrat

Die werdende Theater- Ausſtellung in Magdeburg

Jn wenigen NAlonhaten werden die impoſanten Bauten auf der neuen Ausſtellung in Magdeburg fertiggeſtellt
ſein und der Zuſtrom der Fremden zum Elbſtrand kann beginnen

Unſere Photographie zeigt das Gerüſt der großen Elbhalle, das ſilhouettenhaft gegen den Winterhimmel ragt.
In dieſer Halle werden die großen Kongreſſe tagen, hier erſtehen Säle, die bis zu 4000 Perſonen faſſen. Die

Stadtverwaltung Magdeburg hat für den Au

Aas Deren an Warrrketken
Von der Fortführung des Mittelland-
kangalbanues.

Nach Preſſemeldungen ſind im Reichstage Beſtrebun
gen vorhanden, die angeblich auch von der Reichsregierung
gefördert werden, wonach der Plan der Vollendung des
Mittellandkanals aufgegeben werden ſoll. Dieſe Mel
dungen haben begreiflicherweiſe in allen beteiligten Krei
ſen große Erregung hervorgerufen. Der Magiſtrat hat ſich
infolgedeſſen ſofort mit Eingaben an das Reichsverkehrs
miniſterium und an den Reichstag gewändt, um die Gefahr
abzuwenden. Gleichzeitig hat er mit der hieſigen Jn
duſtrie- und Handelskammer Fühlung geſucht und Ver
bindung mit dem Verein für Förderung des Rhein Weſer
Elbe Kanals aufgenommen. Auch von dieſer Seite wer
den geeignete Ab wehrmaßnahmen in die Wege geleitet

Wie wir weiter erfahren, hat ſich auch bereits das hie
ſige Oberpräſidium der Angelegenheit angenommen,
desgleichen auch der Herr Landeshauptmann in einer ein
gehend begründeten Eingabe an den Reichsverkehrs miniſter
den Proteſt der Provinzialverwaltung gegen derartige
Pläne zum Ausdruck gebracht.

Der Aufwertungsantrag der Demokraten

Die Demobratiſche Reichstagsfraktion hat nachſtehen
den Antrag eingebracht

„Der Reichstag wolle beſchließen, die Reichsregierung
zu erſüchen, ünverzüglich einen Geſetzentwurf vorzulegen,
durch den im Wege einer ſofort verzinslichen Umtauſch
Anleihe oder auf andere geeignete Weiſe die Altbeſitzer
won Reichsanleihen anſtelle von Anleihegablöſungsſchuld
und Ausloſungsrechten in den Beſitz eines Wertpapiers
geſetzt werden, deſſen Wert einer mindeſtens 12prozen
tigen Aufwerhung des üurſprünglichem Betrages der in
Anleiheablöſungsſchuld umgetauſchten Reichsanleihe ent
ſpricht und das laufend mit mindeſtens 5 Prozent jährlich
verzinſt wird.

Zu dieſem Antrag wird uns geſchrieben
Der Antrag bezweckt, die Pläne zur Durchführung zu

bringen, die der bisherige Reichsfinanzminiſter Dr. Rein
h o l d bezüglich einer Beſſerſtellung der Altbeſitzer an
Reichs anleihen gehabt und auch kurze Zeit vor ſeinem
Rücktritt der Oeffentlichkeit wenigſtens im allgemeinen be
kannt gegeben hat.

Das Ziel dieſer beabſichtigten Maßregelung des demo
kratiſchen Miniſters war den Altbeſitzern an Reichsan
leihen eine nicht unerhebliche Beſſerſtellung gegenüber ih
rer bisherigen Lage auf Grund des Anleſhe-Ablöſungs
geſetzes zu verſchaffen. Dieſes ſieht eine in 30 Jahren aus
losbare Amtauſchanleihe vor, die nicht regelmäßig verzinſt
wird ſondern bei der die Zinſen erſt zum Zeitpunkt der
Ausloſung zur Auszahlung gelangen. Durch dieſe Tat
ſache iſt der Wert des Umtauſchpapiers, allſo der Anleihe
Ablöſungsſchuld, ein weſentlich geringerer geworden als
die eigentlich beabſichtigte 12 W prozentige Aufwertung. Die
gegenwärtige Börſennotig entſpricht ungefähr einer Auf
wertung von 8 9 Prozent.

Der Antrag der Demokratiſchen Reichstagsfraktion be
weckt nun, ebenſo wie es Miniſter Reinhold gewollt Hat,
auf dem Wege der Schaffung eines ſofort mit mindeſtens
5 Prozent dauernd verzinslichen Wertpapieres, das den
Beſitzern von Anleiheablöſungsſchuld zum Umtauſch ange
boten werden ſoll, dieſen ein Wertpapier in die Hand zu
geben, das der erſtrebten 12prozentigen Aufwertung
entſpricht.

Der Antrag läßt die Möglichkeit offen, daß die Regie
rung anlch einen anderen Weg als den einer UAmtauſch
ſaäwleihe wählt denn es kommt nicht ſo ſehr auf den Modus
an als darauf, daß tatſächlich die Altbeſitzer von Reichs
anleihen nunmehr ſo ſchnell wie möglich in einen jederzeit
verwertbaren Beſitz der 12prozentigen Aufwertungsquote
gelangen.

v

Der Reichspoſtminiſter als Vorbild für den Reichsinnen
miniſter.

Schätzels Haltung in kritiſchen Tagen
Der Reichs miniſter des Jnnern Dr. von Keudell hat

in der 263. Sitzung des Reichsbages auf die Angriffe des
ſozicldemnokratiſchen Abgeordneten Landsberg gusgeführt,

sbau allein 2,2 Millionen Mark bewilligt.

daß er bei ſeiner vorgeſetzten Dienſtbehörde, dem Herrn
Regierungspräſidenten in Frankfurt a. O., angefragt habe,
ob die Anweiſungen des Mälitärbefehlshabers, des Kom
mandeurs in Fankfurt a. O. und des Kommandanten in
Küſtrin im Kreiſe Königsberg-Neumark zu befolgen ſeien
oder nicht. Er hat dann weiter die Plakate des Militär
befehlshabers im Kreiſe verteilt und im Kreisblatt Flug
blätter der ſogenannten Kappregierung bekanntgegeben,
Flugblätter, aus deren Jnhalt ohne weiteres zu erkennen
war, daß ſie ſich gegen die verfaſſungsmäßige Reichsregite-
rung und die preußiſche Staatsregierung richten.

Jn erfreulichem Gegenſatz zu dieſer Haltung des jetzi
gen Verfaſſſungsminiſters ſteht die des Reichspoſtminiſters
Dr. Schätzel. Jn der frei gewerkſchaftlichen Beamtenzeit
ſchrift Poſt und Telegraphie“ wird über Dr. Schätzel mit
geteilt

„Von dem neuen Reichspoſtminiſter Dr. Schätzel
wiſſen wir, daß er ſich in entſcheidenden Augenblicken treu
zur Verfaſſung und zur Republik eingeſtellt hat. Das iſt
für ihn ein großes Plus. Man erzählt ſich, daß, als
ſeinerzeit in bewegten Tagen der bayeriſche Verkehrs
beamtenbund ſeinen Mitgliedern mitteilte, daß ſie, ob
gleich Reichsbeamte, als Bayern auch Weiſungen von der
bayeriſchen Staatsregierung entgegennehmen müßten,
Herr Dr. Schätzel den Leitern dieſes Bundes erklärt
habe, daß er nur nach den Weiſungen des Reichspräſiden
ten und der Reichsregierung handeln werde. Damit war
einem bayeriſchen Spuk zum großen Teil das Lebenslicht
ausgeblaſen. Als treu zur Verfaſſung und zur Republik
ſtehend bringen wir dem neuen Reichspoſtminiſter auch als
Mitglied einer Rechtsregierung ein Stück Vertrauen ent
gegen, das ſich je nach den Taten des Miniſters vergrößern
oder verkleinern wird.
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Das preußiſche Polizei-Beamtengeſetz.
Wie der „Demokratiſche Zeitungsdienſt“ von unter

richteter Seite erfährt, iſt dem preußiſchen Kabinett nun
mehr der endgültige Entwurf eines PolizeiBeamten
geſetzes zugeleitet worden. Nach der Beſchlußfaſſung der
preußiſchen Staatsregierung, die in einigen Tagen zu er
warten iſt und an deren zuſtimmenden Charakter kein
Zweifel beſteht, wird die Vorlage dem preußiſchen Staats
rat und alsdann dem preußiſchen Landtag zugeleitet
werden

Die Meldungen, die von einer bereits fertiggeſtellten
Vorlage an den Stagatsrat ſprechen, eilen alſo den Tat
ſachen voraus. Ebenſo ungengu iſt auch eine durch die
Fachblätter gegangene Mätteilung, wonach der Geſetz
entwurf der Jnteralliterten Miälitärkontrollkommiſſton zur
Prüfung vorgelegen habe. Es handelte ſich vielmehr le
diglich um Beſprechungen und Fühlungnahme mit der
J. M. K. K., um eine Einigung über die Auslegung der
zwiſchen der Reichsregierung und der Botſchafterkonferenz
vereinbarten Richtlinien zu erzielen, die im Zuſammen
hang mit dem ganzen Komplex der Entwaffnungs- und
Poligeifragen und ihrer Durchführung ſtehen.

e d
Die neue Fernſprechordnung.

Der Verwaltungsrat der Reichspoſt hat ſich nunmehr
zu einer auf abſehbare Zeit endgültigen Regelung des
Fernſprechtarife durchgeruüngen. Entſprechend den Vor
ſſchlägen der Verwaltung und des Anterausſchuſſes wird die
Grundgebühr mit ermäßigten Sätzen von acht bis drei
Reichsmark wieder eingeführt werden und die Orts
geſprächsgebühr ſoll einheitlich 10 9 betragen. Jeder
Teilnehmer hat monatlich 20 bis 40 Ortsgeſpräche zu be
zahlen Jm Fernverkehr werden die Gebühren auf Ent
fernungen von 15 bis 75 km von 45, 90 und 120 auf
40, 70 und 90 herabgeſetzt. Dieſe Regelung ſtellt gegen
über dem urſprünglichen Entwurf der Refchspoſtverwal
tung zweifellos eine gewiſſe Ermäßigung dar, die aber an
geſichts der ſpegiell in Deutſchland verteuerten Fernſprech
koſten mitch als ausreichend angeſehen werden kann. Ge
blieben iſt die Teilung in Grundgebühr und Geſprächs
gebülhr, damit auch die Geſprächskontrolle und mit ihr eine
Menge überflüſſiger Arbeit und viel Gelegenheit zu un
erfreubichen Auseinanderſetzungen zwiſchen Aemtern und
Publikum. Die Dinge werden nicht eher eine den Bedürf
wiſſen der Wirtſchaft wirklich entſprechende Regelung fin
den ehe ſich nicht die Poſt entſchließt, in großzügiger Weiſe
den Grundſatz großer Amſatz Keiner Nutzen in der



Tarifgebarung zum Ausdruck zu brüngen. Jetzt tut ſie das
Gegenteil. Ebenſo wichtig iſt aber auch die Abkehr von
der Theſaurierungspolitik. Auch in dieſer letzten Sitzung
des Verwaltungsrats hat der Staatsſekretär Dr. Feyer
abend die Behauptung vertreten, daß ein weiterer Ausbau
und die Automatlſierung des Fernſprechweſens unmöglich
ßei, wenn nicht eine entſprechende Tarifgeſtaltung die er
forderlichen Betriebsüberſchüſſe garantiere. Noch immer
kann man ſich nicht entſchließen, in dem Maße, wie es
nötig wäre, die Mittel für werbende Anlagen auf Anlekhe
konto zu nehmen Es wird notwendig ſein, bei den Ver
handlungen im Reichstag, der ja der Regelung zuſtimmen
muß, die Reichspoſtverwaltung mit allem Nachdruck auf die
allgemein anerkannten kaufmänmiſchen Grundſätze der Be
triebsführung hinguweiſen.

Ehrung für Staatspräſident Dr. Hieber.
Der Gemeinderat in Heilbronn hat veſchüoſſen, in

dankbarer Würdigung ſeiner Verdienſte als Staatsmann
und württembergiſcher Miniſterpräſident wach dem Staats
präſidewten a. D. Hieber eine Straße in Heilbronn
Hieberſtraße zu nennen

D

Reichswaſſerſtraßendirektion Mainz
Die Abgeordneten Korell, Dr. Raſchig und die übrigen

Mitglieder der demokratiſchen Reichstagsfraktion haben
nachſtehenden Antrag eingebracht

Der Reichstag wolle beſchließen, die Reichsregierung
zu erſüchen, den Sitz der Reichswaſſerſtraßendirektion
für das Stromgebiet des Rheins wach Maing zu legen.

K

Vier Gruppen und ein Gaſt.
Der Zerfall der Vöolkiſchen.

Durch den Herauswurf Kubes haben die häuslichen
Zwiſtigkeiten unter den Völtiſchen den Charakter einer
Groteske bekommen. Die Annahme, daß die Fraktion der
Völkiſchen nun keine Fraktion mehr ſein würde, beſtätigt
ſich nicht, denn der herausgeworfene Kube wird an der
Fraktions gemeinſchaft der Völkiſchen feſthalten und inſo
ſern noch den endgültigen Auseinanderfall dieſer Gruppe
für einige Zeit wenigſtens nach außen hin aufhalten
Jmmerhin bietet ſich das komiſche Bild, daß ſtatt der drei

wölkiſchen Gruppen und Herrn Beſt als Gaſt nunmehr vier
wölkiſche Gruppen entſtanden ſind, bei denen der frühere
deutſchna tionale Abgeordnete Beſt das Gaſtrecht genießt.
Das erſte und das zweite Rechtstabinett.

Markierte Sozialpolitik.
Am 17. Januar 1925 wurde über eine der erſten

Sitzungen des Rechtskabinetts Luther Nachſtehendes be
kannt gegeben

Das Reichskabinett hielt heute nachmittag
Sitzung ab, in der u. a. die Frage der Arbeitszeit in

Kokereien und Hochofenwerken behandelt wurde. Das
Kabinett verkannte in keiner Weiſe die Schwierigkeiten,
Die der Induſtrie aus einer teilweiſen Rückkehr zum Drei
ſchichtſyſtem gerade im gegenwärtigen Jeitpunkt erwach
ſen, hielt jedoch die ſozialpolitiſche Bedeutung der Frage
für ſo ſchwerwiegend, daß es gleichwohl einſtimmig dem
Antrag des Reichsarbeitsminiſters beitrat, den Schutz desS 7 der Arbeitszeitverordnung auf Kokereien und Hoch
ofenwerke zu erſtrecken.

Schlacht u Moſſe Ausſtellung

mit ſachgewerblicher Ausſtellung

in Köln am 1., 2. u. 3. April 1927Anmeldungen a bis zum 1. März an
Schlachthoſdirektion, Köln, eingereicht werden.
Anmeldeformulare und nähere Auskunft daſelbſt
Erhältlich.
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An unſere Freunde in Stadt und Land

Schon mehrfach haben wir die Bitte geäußert, an dem

Ausbau unſeres Worhenblattes mitzugrbeiten, insbeſondere um ung von Berichten aus den Orts und
Kreisvere nen ſowne aus der Tät t unſerer Gemeinde
nd Kreisvertreter. Anſer Blatt dann nur intereſſamnt
geſtaltet werden, wenn auf der Hanzen Linie unſere

Freunde das eine Opfer auf ſich nehmen und uns über
able wichtigen Vorkommniſſe Faufend berichten.

in un III iinnnnnn n rinnen nunAm 8. Jebragr o wurde
Sitzungen des Rechtskabinetts Marx mitgeteilt:

„Das Reichskabinett hat am Dienstag ſeine geſchäfts
ordnungsmäßige Zuſtimmung zu den drei Vorlagen des
Reichsarbeitsminiſters erteilt welche auf Grund des S 7
des beſtehenden Arbeitszeitgeſehes die Arbeitszeit für ge
wiſſe Arbeitergruppen in den Gaswerken, Metallhütten
und in der Glasinduſtrie auf acht Stunden beſchränken.
Das Kabinett gab ferner feine Einwilligung zu einer be
ſchleünigten Erledigung des in der Regierungserklärung
bereits angekündigten Nsktgeſetes über die Arbeitszeit.

Die innere Uebereinſtimmung dieſer Kabinette iſt of
fenſichtlich: hier zeigt ſich deutlich das Beſtreben, Sozial
politik zu markieren.

über ine der erſten

Aus dem Reich des Herrn von Kähne.
Jm Grundbuch Werder Gavel) iſt für den bekannten

Herrn von Kähne auf Petzow ein Vorkaufsrecht auf ſämt
liche Grundſtücke der Gemeinde Mittelbuſch am Schmielow-
ſee eingetragen“ Dasſelbe beſteht ſeit über 100 Jahren.
Wenn ein Grundſtück zum Verkauf gelangt, muß der Ver
zicht des Herrn von K. auf dem Grundbuchamt einge
kragen werden. Es wirkt jedoch immer weiter fort, ſo
daß Herr v. K. bei dem nächſten Verkauf das Grundſtück
erwerben kann, falls er gerade Geld hat.

Da das Dorf Miktelbuſch ganz von dem Eigentum des
Füdeikommiſſes umgeben iſt, kann niemand Land kaufen,
denn Herr v. K. verkauft nichts. Das eingetragene Vor
kaufsrecht erlaubt ihm dazu, bei Verkäufen im dargeſtell
ten Sinne eingügreiſen. Es muß ihm alſo im Laufe der
Zeit das gange Dorf widerſtandslos zufallen. Das halbe
hat er ſchon an ſich gebracht.

Die Gemeinde liegt unmittelbar am Schwielowſee,
kann jedoch nicht ans Waſſſer, da Herr v. K. den Zugang
verbietet. Ein Enteignungsantrag der Gemeinde zwecks
Schaffung eines Zugangs zum See legt beim Kreisaus
ſchuß Belzig, kommt jedoch nicht vom Fleck, obwohl ein
öfſfentliches Jntereſſe vorliegt.

Die Demokraten und der Abgeorduete Schuldt.
Der geſchäftsführende Vorſtand des Reichsausſchuſſes

Deutſcher Demokratiſcher Beamten (WVorſitzender Regie
rungsrat Gerhard Vogt) hat folgende Erklärung ab
gegeben

Nach einem Bericht des vom Göttinger Beamten
tag der D. D. P. eingeſetzten Sachverſtändigengusſchuſ

De

deutſchen demokratiſchen Beamten zu den Angriffe
Reichstagsabgeordneten Steinkopf gegen den Reich
abgeordneten SchuldtSteglitz,
Abgeordneten Schuldt bei der Beratung der Reichs
ſtrafodnung im 14. Ausſchuß des Reichskags im
Umfange lbilligt
Zuſammenarbeit aller Republikaner Gbedauert.
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ſelben Tagen vorgenommen werden.

etwaige geplante Einſtellung der Arbeiten am Mit

daß die Jnangriffnahme der Arbeiten un begreiflich
habe auf ſich warten laſſen. Weiter hat der Land

mann an den deutſchnationalen Reich

ne e e zu

daß er die Tätigke

und dieſe Angriffe im Jntereff

Ein Vauernverteter im Reichsbahn-Verwaltungsrat
Die Demokratiſche Reichstagsfraktion hat w

den Antrag eingebracht:„Der Reichstag wolle beſchließen, die e d
zu erſuchen, dafür Sorge zu tragen, daß in den Ve
tungsrat der Reichsbahngeſellſchaft auch ein Vertrete S
deniſchen Bauernſchaft entſandt wird. Rumm

S

Einheitliche Betriebsratwahlen.
Vom 28. bis 31. März 1927.

Zum Zwecke der Vereinheitlichung, insbeſondere
Zwecke einer beſonderen Durchführung der Geſetze be
fend die Entſendung von Betriebsratsmitgliedern in
Aufſichtsrat ſind die Spitzenorganiſationen der chriſth a Hie Wit

und der freien Gewerkſchaften im Bezirke Rheinland neiniger
Weſtfalen übereingekommen, dahin zu ſtreben, daf gtBetriebsrätewahlen einheitlich in allen Betrieben an Prote on

Hierbei ſoll das Polen S
ſpiel befolgt werden, das die Bergarbeiterſchaft des R

gebiets ſchon ſeit Jahren gegeben und das ſich zum N.
der Arbeiterſchaft ſehr bewährt hat. Als Termin ſül Ganz
Vornahme der Wahlen iſt die Jett vom 28. bis 31. M dalen ſi

1927 beſchloſſen worden. ger Wort
den kann.

Dentſchnatisnaler Preußenhunger. oh Anna
Der deutſchnationale Ortsverein Bielefeld hat l ſich mit

Erörterung der politiſchen Lage eine Entſchließung a lingt, 9
nommen, in der es u. a. heißt: ſonen d

Von der Parteileitung und der Deutſchnation len rech
Landtagsfraktion erwarten wir, daß bei den bevorſte Augen
den Etatsberatungen von jedem Mittel Gebrauch gen der vie

„wird, um auch eine Aenderung in den preußiſchen Rede n bot.
rungsverhältniſſen zu erzwingen und den vorh genomnn
ſchenden Einfluß der Sozialdemokratie in der preußiſ Wohn man

Verwaltung zu brechen den ein C
e enderes, aReichsverkehrsminiſter und Mittellandkanal. ennen un

Wohdem h

über m geheJm Zuſammenhang mit den Nachrichten

landkanal iſt in der Provinz Sachſen eine heftige Ereg m v
entſtanden. Der Landeshauptmann der Provinz hat dih e
folgedeſſen eine Erklärung veröffentlicht, nach der die der re
ſorgnis auch im Hinblick darauf verſtändlich geweſen m de

Sberkehr
Koch die Bitte gerichtet, die Provinz Sachſen ihn

Man
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ſes für die Beratung der Reichsdienſtſtrafordnung, mal hetdem die Herren Oberverwaltungsrat Dr. von Dultzig, en ſur r a t en nd za Verlag leute

Miniſterialdirektor Dr. Falck und Verbandsſekretär dw ig m agreburg- nen Aus
Redepenning angehören, erklärt der Reichsausſchuß der Druck Buchdruckerei Hugo Alvers (Allg. e v Mat
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J ſanſtändige Frau mrichtet
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inige Stunden am z n jIII n eg
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iroräume
mit Telefon, in guter Lage, 5 Minuten
vom Bahnhof zu ſofort oder 1. März
abzugeben. Offerten unter 27 ds. Blattes.

Stärkt die Demolratie!
Wer dem Vaterlande nützen will,

für Einigkeit, Recht und Freiheit eintritt,
der reicht zur gemeinſamen Arbeit
allen Gleichgeſinnten die Hand.

Fernſprecher
S

v

D. D. P.
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Borna men

n Il InPächter und Siedler
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Deutſche Bauernzeitung.
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Bemerkungen
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Deutſche Demokratiſche Partei
für den Bezirk Halle,

Halle, Leipziger Straße 21;für den Vezirk Magdeburg Anhalt,
Magdeburg
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nüberſ Ja gGrundſätzlich mit dem 32. Lebensjahre Die Möglichkeit 1. April ab zu einer weiteren Mietserhöhung um 20 Prodes n Die Hirtſefer- Verordnung bleibt. der Penſionierung ohne Nachweis der Dienſtun fähigkeit zend führen. Die Gewerkſchaften haben vor dieſem volks J
werbsloſe Ein ſchwerer Schlag gegen die Gewerbetreibenden iſt für ſie auf das 60. Lebensjahr feſtgeſetzt. Die Polizei wirtſchaftlich e und gefährlichen Schritt ein
a Die Verhandlungen im Wohnungsausſchuß des preußiſchen offiziere gehören bis zum 10. Dienſtjahre zu den übrigen dringlich gewarnt ſie müſſen unter Hinweis auf die n

Zeigte Landtages über die Freigabe gewerblicher Räume aus der Kündigungsbeamten. Die älteren Polizeioffiziere können von ihnen veröffentlichten Riderbeſteuerf
chtlinien für den WohnungsWohnungszwangswirtſchaft haben ein überraſchendes Ergebnis mit Penſion verabſchiedet werden wenn ſte beſtimmte vom bau dieſe Warnung in letzn Gewerbe

ter Stunde wiederholen lgehabt. Jn der öffentlichen Erörterung der Hirtſieferverorde Miniſter des Jnnern noch feſtzuſetzende Altersgrengen Sollte entgegen allen volkswirtſchaftlichen Erwägun l

e 7 3 e
werbeſteue ſei n tungen ſet in Verſammlungen de überſchritten haben oder für ihren verantwortlichen Dienſt gen trotzdem die jetzige Mehrheit des Reichstages die ange
ichtiger mit e er e de en ſog die nötige Eignung nicht mehr beſitzen. Jm letzteren kündigten Mietserhöhungen beſchließe
den Jahren

i

n, ſo fordert derWecfe Eritir an ihr geübt und vetont, daß eine Aufhebung Falle können ihre Einwendungen duch einen beſonderen dere s e darf unter keinen
n a im mindeſten aber eine weſentliche Milderung dringend gen Ausſchuß begutachtet werden. e Die m r Hausbeſitzer darf unter keinen Am

wechend den Boten ſei. Selbſt die Wirtſchaftspartei, deren Hauptaufgabe Jm ganzen ſoll das Geſetz die Grundlage ſein für ſtänden erhöht werden
tegelt wür doch eine vadikale Vertretung der Intereſſen des Hausbeſitzes eine erſprießliche Weiterentwicklung der Polizei deren e Alle eintretenden Mietserhöhungen müſſen durch

on hatte zugeben müſſen daß die Verordnung zu vielfach gang Aufbau jetzt im allgemeinen als abgeſchloſſen angeſehen gleichzeitige Lohnerhöhungen ausgeglichen werden. Jns
mehibſen Mietstreibereien geführt hat, und hat auch ihrerſeits werden kann. beſondere ſind in allen Lohnvereinbarungen bindende

Geſehent Abhilfe verſprochen. In der Dat, wer das Material eingehend

Klauſeln vorzuſehen, wonach alle im Laufe der Vertragshnen, da geprüft hat, wer den Mäſſenverſammlungen in ihrer Exiſtenz Gewerkſchaften gegen Ueberſtunden. e e e automatiſch durch
e n b rehter Gewerbelreibender beigemohnt hat, der tonn miht Der Bündesausſchuß des Allgemeinen Deutſchen Ger Darüber hinaus e aber zur Beſeitigung der allge

Sweifel darüber ſein daß hier eine Hwere Gefahr vorliegt werkſchaftsbundes nahm in ſeiner letzten Sitzung, in der meinen Notlage der Arbeiterſchaft, zur Hebung der Kauf
m in rnſter Notſtand droht. Man kann n gleich die Spruchpraxis einzelner Schlichter und die Verbindlich kraft der breiten Maſſen und zur Ueberwindung der chro
n s n Wegleh der gewerblichen Mieten den ſeien er keitsertlärung verſchiedener Sprüche der letzten Zeit zur wiſchen Arbeitsloſigkeit mit größter Beſchleunigung ba
mindering der Kräfte überlaſſen, in der Hoffnung, daß durch das Spiel Diskuſſion ſtand, die folgende Entſchließumg an: Lohnniveau ſyſtematiſch erheblich gehoben werden.
t in on Angebot und Nachfrage ſchon das Gleichgewicht wieder her „Der Bundesausſchuß des Allgemeinen Deutſchen Ge Der günſtige Stand der deutſchen Volkswirſſchaft recht
ts der u geſtellt werden wird. Denn für den Gewerbetreibenden iſt werkſchaftsbundes erhebt einmütig Proteſt gegen die zahl fertigt dieſe Fo derung
in n Geſchäftslotal ſehr viel mehr. als für den gewöhnlichen veichen Schiedsſprüche, die auch in der letzten Zeit noch Von den amtlichen Schiedsorganen die an der Lohn
u n e e Arbeitern die Leiſtung von weltgehen der Ueberzeit feſtſetzung mitwirken, muß gefordert werden daß ſie in
i Gr Exiſtenz Wenn ſie ihm genommen oder maßlos verteuert Arbeit über den Achtſtundentag hinaus auferlegt haben. ihren Schiedsſprüchen nicht etwa nur die Mietserhehun

m n h n En h m en e wen n Es iſt eine offene Ernüchterung der Gewerlſchaften und gen ausgleichen, ſondern durch darüber hinausgehende

auſ möglich ſein, einen Erſatz zu finden. Vielen Taufe en von An r e w. en rigen des gewerblichen Mittelſtandes droht alſo jegt de e den volkswirtſchaftlichen Rotwendigtetroßen ſeien wirtſchaftliche Vernichtung. en Rechnung tragen.in der a Amſo bedauerlicher und erſtaunlicher iſt es, daß der Notſchrei
auf Real der Gewerbetreibenden im Ausſchuß des Preußiſchen Land

men, wag tages nur einen Widerhall gefunden hat, den man faſt als
dem könng eine Verhöhnung anſehen muß. Die Parteien der Rechten,
riſchaft auf insbeſondere die Deutſchnationalen und die Deutſche Volks
n Kohlen partei, die zunächſt weitgehende Anträge zugunſten der Ge
ternehmun werbetreibenden eingebracht hatten, ſuchten dieſe zum Schluß
und in den wieder Zzurückzugiehen. Als ihnen nachgewieſen wurde, daß
ng, für den das geſchäftsordnungmäßig nicht zuläſſig iſt, ſtimmten die
ſelbſtändige Deutſchnationalen und die Deutſche Volkspartei gegen ihre
beiden An eigenen Anträge Lediglich ein Abſatz eines deutſchnationalen
ing. Dei Antrags, in dem die Einrichtung von Schiedsſtellen gefordert
tiſche U wird, wurde angenommen, desgleichen ein demokratiſcher An
das Geſe trag, der die Ateliers bildender Künſtler aus dem Rahmen
ieſe Schich der gewerblichen Räume herausnimmt.

i n Hun t

Die Gewerkſchaften fordern Ausbau der Gewerbe
und Handelsauſſicht in Preußen.

Wie uns der „Gewertlſchaftliche Preſſedienſt“ mitteilt,
haben ſich die freiheitlich nationalen chriſtlich nationalen
und freien Gewerkſchaften an die Preußiſche Staatsregie
rung, die Fraktionen und die Mitglieder des Preußiſchen
Landtags mit einer Denkſchrift gewandt und den Ausbau
der gewerbe und Handelsaufſicht geſordert. Die Ge
werlſchaften aller Richtungen erwarten, daß der Landtag
bei der Beratung des Haushalts der Handels und Ge
werbeverwaltung für das Rechnungsjahr 1927 zunächſt
eine Vermehrung der Stellen für den mittleren Gewerbe
auſſichtsdienſt vornimmt, die es ermöglicht, alle reviſions
pflichtigen Betriebe mindeſtens einmal im Jahre zu kon
trollieren. Die jetzt vorhandenen Kräfte reichen nicht aus,
in die gewaltigen Aufgaben zu bewältigen. Dabei ſollen
alle neu zu ſchaſfenden Stellen wie bisher mit Arbeitern
und Angeſtellten beſetzt werden, die mit dem prakt iſſchen
Arbeitsleben vollkommen vertraut ſind. Die Gewerkſchaf
ten führen zur Begründung an, daß in den VerhandlunWert die Gewerbetreibenden ſelbſt ermeſſen mögen, ſeitwärts gen des Preußiſchen Landtags von den werſchiedenſten l

in die Büſche. Nur die Deinokvatiſche Partei blieb als einzige G S Parteien mit Recht darauf hingewieſen ſei, daß eine Be
von den nichtſozialiſtiſchen Parteien bei ihrer Auffaſſung daß Geytg Drauner, der e See des Berliner ehrer tzung der Stellen mit Arbeitnehmern weſentlich zur

i Serordnung ünhaltbar ſet und aufgehoben werden müſſe. GeſangVereins, iſt zum a Vorſitzenden des über 200 Vereine Förderung des Vertrauens der Arbeiter und Angeſtellten

Der Entwurf zählenden Deutſchen Sänger Bundes gewählt worden. Zur Gewerbegufſicht beitragen würde.

des neuen Polizeiheamtengeſetzes. der geſamten organiſierten Arbe

Angelegen

den weiteſtgehenden V ngen den Mund
cht, als aber die Stunde der Tat gekommen

war, drückte man ſich unter vielen ſchönen Beteuerungen, deren

e

m Neben einer Vermehrung der Stellen wird auch eine

iterſchaft und eine Ver e e ei jſ regierung l hor höhnung der Arbeitsloſen, wenn ſolche Schiedsſprüche aufſichts Lamten für unerläßbi gehalten. Gleichgei igd n e e e n e e e en e rene den. v es gusſch. häl r ſein ich re U undelsanoralſ düng vor, durch den die Rechtsſtelllung der geſamten Po ver en e e e d e auſſichtsbeamten in keiner Weiſe den an ſie geſtellten
ne e e e e e e e Zeit dazu fahren müſſen, das öffentliche Schlichtungs weſen hohen Anforderungen entſpräche. Jm Sauahalt für das

et ſeine Vorlage wurde aber durch ren Lollkommen ju erſchüttern. Das Sebensintereſſe r Ar m e n 7 v e a n l
Verhandlungen verzögert, ſodaß wiederholt eine Verlän- beiterſchaft nd die immer n n r Mit miiler n h e n e e re W e

gerung des von vornherein nur als Aebergangsregelung en Arbeitsloſen erfordern, jeder Verlängerung der Ar n e n e e e r n
gedachten Schutzpoligeibeamtengeſetzes vom 16. 8. 1922 note beitszeit über acht Stunden täglich mit allen Kräften ent u n Gewer er wntralleürinnen r
wendig wurde m gegen zutreten. Der Bundesausſchuß erklärt es deshalb die Gwerlſchaften die eharung wach Gruppe 8. Die Zahh

Der neue Geſetzentwu xf trägt, wie der Amtli che Preu- erneut als Pflicht der geſamten Arbeiterſchaft, der Parole dieſer Stellen n Wem ſen ſein, daß alle mittleren
hiſche Preſſedienſt ſchreibt den inzwiſchen veränderten Ver ihrer Verbände zu folgen und die Leiſtung von Ueberzeit u nd n en tet ten die Die v
älimiſſen Rechnung. Zwar wird es für eine Ueber arbeit fortab aus eigenem Entſchluß unbedingt zu ver ſhriebene Prüfung ſtanden haben, in u Stellen auf

gangszeit von etwa 4—5 Jahren noch unvermeidlich bleie a gern. Den ſtreikenden und ausgeſperrten atte n an e e e aben, einen Teil der ſtarken Jahrgänge, die in nächſter beitern in Leipzig ſpricht der Bundesausſchuß ſeine volle nahmeregelung darſtellen. Sie entſpräche vielmehr einer
e

el Deil d o t d behält ſich hef urite e Bewertung dieſer wichtigen Stellung, wie ſie bereits in nt di ffähr ſtzen ſeid in der Shympathie aus nd behält ſich bei größerer Ausdehnung J r ile a n ar e e e e r e dern. Sochfen, Heſſen, Lübec Vaden undnd M oliget und damit die völlige Stockung des Nacherſatzes ehe Vorſtggende des Allgemeinen d e erkterz rich e
et und der Auſſtiegsmöglichkeit zu vermeiden. Im übrigen Werkſchaftsbundes, i hstagsabgerdneter Kraßmann, i
e a Zadt der Entwurf dem bereits beim erſten Anſoen er wurde e Sntſchltehung dem Reichsarbeits Parteinachriſchtenm.
ſeine ſehenen Gedanken der Einheitspoligei kommiſſar perſönlich mitzuteilen

Keine Mietserhöhung ohne Lohnerhöhung. Bezirk Magdeburgtende Anwärter in ihr oder einem an n ſeiner geſtrigen Sitzung nal m der Bundesausſchur einen Lebensberuf finden. des e auch e et De der ehe Veranſtaltungen
So gungsſyſtem konnte daher für Erhöhung der Mieten, In dieſem Zuſammenhange ve derichung di Neuregelung ganz abgeſehen werden. rührte er das geſamte Lohnproblem. Die Stellungnahme Deutſchen Demokratiſchen Partei,

Der Entwurf beſchäftigt ſich mit den Rechtsverhält. der Gewerkſchaften zu dieſen beiden Fragen kam in fol Ortsgruppe Magdeburg
iel niſſen aller Polizeibeamten, einſchließlich der Beamten der gender, einſtimmig angenommener Entſchließung zum
noch hel Landjä erei und kommunglen Polizei wobei auch der Ausdruck Geſchäftsführender Ausſchuß Montag, den 21. Febr.
wenn m e ergang von der Schutzpolizei in die anderen Dienſt Während die Steigerung der Kaufkraft der breiten abends 736 Uhr in der Geſchäftsſtelle, Breiterweg 139
Febien M zweige Heregelt wird. Die Schutzpolizeibeamten werden

Maſſen die wichtigſte Vorausſetzung für eine Ueberwinangedein das allgemeine Beamtenrecht eingegliedert, ſoweit die dung der furchtbaren Arbeitsloſigkeit iſt, droht die Wirt sibt We beſonderen Dienſtwerhältniſſe der Polizei dies zulaſſen. ſchaftspolitik der Unternehmer und der Regierung die Stammtiſch: Dienstag, den 22. Februar, abends 8 Uhr
landes a Für die jungen Polizetanwärter, die ohne Vorbildung ein Lebenshaltung der Arbeiter und Angeſtellten noch weiter Hotel Weißer Bär“, Weinſaßſtraße 6. Erwünſcht iſt ſtar
g verbit ſtellt umd vom Staate erſt ausgebildet werden, ſowie herabzudrücken. Trotz der Rationaliſterung und der ver
picelt für die Schutzpolizelbeamten, für die jederzeit eine Ver

bis 140.

ke Beteiligung.mehrten Ausbeutung der Arbeitskraft zeigen gerade die T Tonn maß Endung in geſchloſſenen Verbänden in Frage kommt, ſind Maſſenverbrauchsgüter der Induſtrie keine oder eine ganz e d n m den r
an e ein en Anvermeldlich. Aber auch die gahe geringe a ing, die den Gewinnen der Unterneh Wenda 3 Uhr im FranteJugentheim, Zimmer 9. Vor
e eigen n zu den ünmittelbaren Staatsbeamten und ſind pen

mungen auch nicht entfernt entſpricht. Statt deſſen ſteigen tragsabend „Das Weſen des UAnternehmertums“. Rednerde Nionsberechtigt. Jm Gegenſatze zu früher iſt eine verbeſ die Lebensmittelpreiſe
n droht eine erhebliche Steie. Herr Dr. Schroeder. Gäſte willkommen.rte Unſallfürſorge für alle Poligebeamten geſchaffen gerung der Wohnungsmiete zu treten. Demokratiſche Frauen Montag, den 28.

v de e hiehen Recht rn erſeins g Das n e e de der e en v ne e Vortragsabend in der Freunde
en Voherigen Rechte entſprechend erfolg die un nehmer un erſtützte Drängen der Hausbeſitzer na e aft, Prälatenſtraße 32.en g Undbate Anſtellung der Beamten des Vollzugsdienſtes J

Das Referat hat Frau Abgſchleunigter Erhöhung der Wohnüungsmieten ſoll ſchon vom Dr. Klaus ner übernommen.
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Gruppe NeueReuſtadt: Freitag, den 4 März, abends
8 Ahr, im Marktſchlößchen“, Abendſtraße 6, Verſamm
ung Vorſtandswahl und Vortrag von Herrn Regierungs
vrat Pautſch über Politiſche Gegenwartsfragen“. Gäſte
durch Mitglieder eingeführt haben Zutritt.

Quedlinburg. Mittwoch, den 23. Februar, abends
s Uhr im „Bunten Lamm Vortragsabend. Stahdtv.
O. Dür re Magdeburg ſpricht über Die Sorgen des
Mittelſtandes“.

D. D. P. Werbeadreſſen.
gruppe Magdeburg haben in den letzten Tagen ein Ründ
ſchreiben betr. Werbeadreſſen bekommen. Wir erwarten
von allen Mitgliedern der Deutſchen Demokratiſchen Partei,
daß ſie uns die gewünſchten Werbeadreſſen umgehend über
weiſen Niemand darf ſich bei der diesmaligen Werbung
ausſchließen.

D. D. P. Magdeburg Politiſche Ausſprache)-
Die am letzten Sonntag veranſtaltete politiſche Aus

ſprache wies wiederum einen ſehr guten Beſuch auf
Landtagsabgeordneter Rektor Herrmann hehandelte
aktuelle politiſche Tagesfragen. Einleitend wies er auf
die von den Demokraten geleiſtete Arbeit und auf ihre
Beſtrebungen gur Stärkung und Feſtigung der Republik
hin. Wenn nicht alle Wünſche der Demokraten erfüllt

ſeien, ſo läge das einfach daran, daß man auf die übrigen
in der Koalition vorhandenen Parteien Rückſicht zu neh
men habe. Gewiß gäbe es manche Probleme, die nicht
Den Beiſall der Demokraten finden. Jm großen ganzen

konnten auch die Demokraten
der Weimarer Koalition und der Koalition der Mitte
durchaus zufrieden ſein. Die Weimarer Koalition halbe
ganz beſonders in der Jnnenpolitikk ſehr heachtenswerte

i Erfolge zu verzeichnen. Zur Zeit ſtehe die D. D. P. in der
h Oppoſition. Sie habe micht ohne ſachlichen Grund die

Mitarbeit in der Regierung abgelehnt. Die Deutſchma
Honalen, die heute in der Regierung eine ſehr wichtige
Rolle ſpielen, haben bisher die von Miniſter Streſemann
geſührte Außenpolitit abgelehnt. Sie haben ferner wie
derholt erklärt, daß ſie Gegner der Republik und Monar
chiſten ſind. Mit ſolchen Parteien kann die D. D. P.
eine gemeinſame Politik betreiben. Es ſei abzuwarken,
ob die Deutſchnationalen die vom Zentrum vorgelegken
Richtlinien objektiv loyal inne halten. Die Demokrati

i ſche Partei werde im Reiche ſtets objektiv handeln und
dem Staat das gewähren, was er zu ſeiner Lobensnot

wendigkeit bedarf Die hochintereſſanten Ausführungen
fanden ſtürmiſchen Beiſall. Nachſtehende Entſchließung

wurde einſtimmig angenommen

S Entſchließun g.e Die Deutſche Demokratiſche Partei Magdeburg ſteht
n einmütig hinter der demokratiſchen Reichstagsfrak

on und der von ihr beſfolgten Politik Sie teilt mit
ihr das Mißtrauen gegen die in der Regierung ein

getretenen Feinde der demokratiſchen Republik do ſie
glaubt, an der Aufrichtigkeit und Ehrlichkeit der ſeither

n Wort und Schrift bekundeten Gegnerſchaft der
Deutſchnationalen gegen den neuen Staat und ſeine

Verfaſſung nicht zweifeln zu dürſen. Sie dankt der de
mokratiſchen Fralktion, inſonderheit ihrem bewährten
Führer Erich Koch für die zielbewußte, klare und un
Zweideutige Haltung während der letzten Regierungs

Die Mitglieder der Orts

angeſchnitten.
Beifall einige grundſätzliche Aeußerungen bekannt.
behalten uns vor, demnächſt zu dieſen Fragen Stellung

Zu nehmen.
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März erneuert werden.
Die Poſt zu den Bezugsgebühren eine beſondere Gebühr
von 20

damit keinerlei Anterbrechung in der Zuſtellung eintritt.
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Stadtteilsgruppe NordfrontAlte Neuſtadt ſprach Konrektor
Henning über Kirche und Republik
den Ausführungen fanden in der Verſammlung gute Auf
nahme.
Vizepräſident Hausmann, Schneider, Münmz, Kat
ten tildt, Becker Frau Felld und Frl. Meyer. Wir
kommen auf das Referat in nächſter Nummer zurück. Die
deutſchnationale Magdeburger Tageszeitung bringt über
dieſe Verſammlung einen Bericht, der nicht unwiderſprochen

n bleiben darf
mit der geleiſteten Arbeit bat die Preſſe, die Ausſprache vertraulich zu behandeln,

damit die Diskuſſionsredner Gelegenheit hätten, ſich ganz
frei und offen im geſchloſſenen Kreiſe der Demokraten, zu
äußern.

Jn der Ausſprache wurden Fragen des Konkordats
Herr Dr. Bohner gab unter lebhaftem

Wir

An unſere Poſtbezieher!
Bis 24. Februar muß der Bezug für den Monat

Nach dem 24. Februar erhebt

Rechtzeitige Erneuerung des Bezuges iſt motwendig,

Deutſche Demokratiſche Partei
Kirche und Republik. Jn einer Verſammlung der

Die glänßen

An der Ausſprache beteiligten ſich die Herren

Der Vorſitzende der Gruppe, Dr. Schroeder,

Dieſe Talſache benutzt die Magdeburger Tages
geitung, um zu behaupten, der Verſammlungsleiter hätte
nicht ohne Grund Wert auf die vertrauliche Behandlung
der Ausſprache gelegt. Dieſe Behauptung iſt vollkommen
unwahr. Es iſt auch unrichtig, wenn die Magdeburger
Tageszeitung behauptet, die Deutſche Demokratiſche Partei
hätte in der Zeitung eine öſfentliche Diskuſſton angekün-
digt. Abgeſehen davon, die Demokraten ſind ſehr duld
ſame Menſchen, die ſelbſt in einer demokratiſchen Stadt
eilsgruppenverſammlung den Berichterſtatter der deutſch
nationalen Tageszeitung zulaſſen. Dieſer gute Reporter
bringt es fertig, über Herrn Vizepräſident Hausmann
zu ſchreiben, daß er in einem Zwiſchenruf empfohlen habe
die „reaktionären Stahlhelmpaſtoren auszurotten“ und,
daß er ferner eine „hitzige! (2) Aktacke gegen die Deutſch
nabionalen geritten habe. Wer Herrn Viße präſident Haus
mann näher kennt, weiß, daß er ſolchen Anſinn, um keinen
anderen Ausdruck zu gebrauchen, nicht redet. Vizerprä
ſident Hausmann hat ſich in durchaus ſachlicher Weiſe zur
meuen Regterungsbildung geäußert. Die deutſchnationale
Dageszeitung hat von ihm eine Berichtigung erhalten, in
der es heißt

Zwiſchenruf gemacht habe, der empfahl, die „reaktionä
ren Stahlhelmpaſtoren auszurotten“, richtig iſt viel
mehr, daß ich keinen Zwiſchenruf gemacht habe, der
auch nur in ähnlichem Sinne gedeutet werden könnte.

Es iſt ſerner un wahr, daß ich den Eintritt der
Deutſchnationalen in die Regierung als eine „Geſte

kriſe.
c c

krankt und liegt am hohen Fieber.
daß der völkiſchen
die Maſſen zu Millionen unter der Fahne des Hakenkreu
ges gatfmuarſchieren.
verſchwunden und das kleine Magdeburger demokratiſche
Blättchen habe aufgehört zu exiſtieren
zeigen ſich ſolche Bilder, zumal der geiſtige Leiter der
Elbwacht ſeit Jahr und Tag Artikel in beneidenswerter Phan

taſie macht.
geſchlafen hatte, war es aus mit der völlhiſchen Herrlichkeit
und dem völkiſchen Größenwahn.
ringen waren erledigt.
her 7 Sitze, geholt haben ſie insgeſamt 3, wovon einer 93
moch fraglich erſcheint.
Kube aus der Deutſchvölkiſchen Freiheitsbewegung aus
geſchieden, Graf Reventlow iſt ihm gefolgt und hat
ſich als getreuer Landsknecht Herrn Hitler untergeordnet.
Das Bild der völkiſchen Bewegung ſieht ſehr trübe aus.
Die paar Völkiſchen haben ihre liebe Not, unter gemeinſa
mer Firma zuſammengßuhbleiben, damit ſie wenigſtens im
Reichstag noch eine Fraktion darſtellen.
einzigen äußerlichen Effelt darſtellen, den die völkiſche Be
wegung noch abzugeben hat. Sonſt ſind die Völbiſchen auf
der ganzen Linie aufgerieben.
als Ungeeignet erwieſen, die Maſſen zu begeiſtern. Das

hängt, hat von dieſen Dingen bisher noch nichts berich
et Es iſt möglich, daß die Elbwacht Redaktion dieſe wich
tigen Vorgänge verſchlafen hat. Es iſt aber auch möglich.
daß man den Magdeburger völkiſchen Schäfchen alle dieſe
Vorgänge voren halten will. Die völkiſche Geſchloſſenheit
wird am beſten durch Nachſtehendes älluſtriert:
Mitlwoch, den 9. Februar ds. Js., der völkiſche Abgeodnete
Henning einen Antrag, der ſich gegen die Erhöhung der
Bierſteuer und gegen die Aufrechterhaltung der Tabak
ſteuer richtete, begründete, war kein Mitglied der wölkiſchen
Fraktion im Saale anweſend. Trotzdem brachte es dieſer
wortreiche völkiſche Abgeordnete ſertig, die Herbeizitie

es iſt un wahr, daß ich in einer Hrtsgruppen leitung der deutſche Fre
verſammlung der Deutſchen Demokratiſchen Partei einen beſchuldi eſ e

und Heuchelei bezeichnet habe, wahr iſt vielmehr, daß

ich entgegen der Anſicht des Vortragenden meiner Mei
nung dahin Ausdruck gegeben habe, daß ich „in dem
Eintritt der Deutſchnationalen tn die
Regierungeine Feſtigungderdemokrati
ſchen Republik nicht erblicken und nicht
verſtehen könnte, daß die Herren,
die doch innerlich überzengte Mongr
chiſten ſeien, die Richtlinien des Reichs
kanzlers hätten anerkennen können.

Völkiſcher „Größenwahn“!
Das wölbiſche „Elbwächtelchen“ iſt ſchwer an Grippe er

Es hat phantaſiert.
gehört und daß

S

Bewegung die Zukunft

Die Demokraten ſeien faſt vollſtändig

Jm Fiebertraum

Als das ſenſations luſtige Wächtelchen aus

Die Wahlen von Thü
Dort hatten die Völkiſchem bis

Jn Berlin iſt der Abgeordnete

Das wird den

Jhre Phraſen haben ſich

Elbwächtelchen“, das ſonſt jede Kleinigkeit an die Glocke

rung des Finanzminiſters zu beantragen. Wie es übri
gens mit dieſen völkiſchen Weltverbeſſerern ſteht, davon
weiß der „Vorwärts“ zu berichten. Ein Brief, den die
ing wiſchen entlaſſene Schriftleitung (am 2. Februar) des
„Deutſchen Tageblattes“ an die Mit lieder der Geſammt

die genannte Zeitung erſcheint Ste
Mark, die er anläßlich eines Verkaufs von Ant r
Begleichung von Verlagsſchulden erhalten hatte, für per
ſönliche Zwecke verwendet zu haben. Er ſoll weiter den
Kampf, den das „Deutſche Tageblatt“ gegen angebliche
Korruption in den Deutſchen Werken“ führte, als „aus
ſichtslos“ aufgegeben und ſich einige Wochen ſpäter an die

ne

Exrwerbsloſe Jugend.
Um das neunte Schuljahr.

ein ſchweres Los Und nicht nur das ſie iſt eine Gefahr
für den Einzelnen und, wenn unabſehbar lange Zeit

große Maſſen der Arbeiterſchaft darunter zu leiden haben
eine ſtaatspolitiſche Gefahr. Unzufriedene, ſorgenvolle
und mutloſe Arbeitnehmermaſſen können keine pſycholo
giſch ſtarken Staatsbürger ſſein, nicht in dem Sinne, daß
ſie vertrauensvoll und zukunftsfroh für den Staat ſarbeſ
en. Wir kämpfen in Deutſchland ſeit wielen Monaten

gegen dieſes Uebel der Arbeitsloſigkeit der Maſſen. Trotz
wieler Vorſchläge, vwieler Verſuche, iſt noch keine Löſung
dieſes Problems gefunden worden, und von Vertretern
der Arbeitnehmerkreiſe, von den Gewerlſchaften, wird die
Befürchtung geäußert, daß dieſer Zuſtand noch jahrelang
anhalten kann. Das periodenweiſe Ab und Wiederauf

ſteigen der Erwerbsloſengahlen geben dieſem Peſſimismus
leider eher Recht als Anrecht.

Jſt dieſe ungewollte Arbeitsloſigkeit ſchon eine Ge
fahr für die Erwachſenen, ſo iſt ſie es in ganz beſonderem

Maße für die Jugendlichen Was ſoll mit den Hundert
tauſenden arbeitsloſen Jugendlichen geſchehen, zu denen
Jahr für Jahr neue hinzukommen Was ſollen ſie, die
g. T. ungeduldig auf die Möglichkeit des Beginns ihrer Be
rufsarbeit warten, tun? Wir ſtehen da vor einem Prob
lem, deſſen Bedeutung und Schwere von vielen Seiten
richtig erkannt wird und an deſſen Löſung alle mitzuhelfen

Jands Zukunft mehr iſt als ein bloßes Schlagwort.
Dieſe Frage muß

Fahr, daß der Aubeitswille
ohne ihre Schuld lahmgelegt wird. Andererſeits, die aller

Anfreiwillige Arbeitsloſigkeit iſt für alle Betroffenen

haben, denen das Wort. Deutſchlands Jugend iſt Deutſch

von mehreren Seiten betrachtet
werden, wenn man nicht zu unbefriedigenden Teillöſungen
kommen will. Es iſt in der Tat ſo, daß die überwiegend
große Maſſe dieſer Jugendlichen, die innerlich ganß auf die
ſelbſtverſtändliche Not wendigkeit einer Berufsarbeit einge
ſtellt ſind, nach Beendigung der Schulzeit ungeduldig auf
den Beginn dieſer Tätigkeit warten. Es bedeutet für ſie
eine ihnen nicht ganz verſtändliche Enttäuſchung, wenn die
Wirtſchaftsverhältniſſe ihnen dieſe Möhlichkeit nicht bie

en. Es iſt eine nicht zu unterſchätzende pſychologiſche Ge
in dieſen jungen Menſchen

größte Maſſe dieſer Jugendlichen kommt aus den Volks
ſchichten, deren ſogiale Lage ſo iſt, daß ſie auf frühen Mit
erwerb ihrer Kinder angewieſen ſind. Es wird nun von
verſchiedenen Seiten ernſtlich der Vorſchlag gemacht (Ge
werlſchaften haben ſchon Eingaben an die Reichs Und
Landesbehörden geſandt), daß ein „neuntes Schul
jahre eingeführt werden ſoll. Man will, daß diejenigen
Schülerinnen und Schüler, die das Lehrziel der Volksſchule
erreicht haben, mit Handfertigkeiten und Haushaltung,
neben der Befeſtigung des im bisherigen Anterricht Ge
bernten beſchäftigt werden. Die anderen, die das Ziel der
Volksſchule nicht erreicht haben, ſollen in den Schulfächern
weiter unterrichtet werden. Die dafür nötigen Lehrkräfte
ſollen aus der großen Zahl der ſtellenloſen Junglehrer
ſchaft und aus den arbeits und erwerbsloſen Werk
meiſtern, Handwerkern uſw. genommen werden. Ein Vor
ſchlag, der ganz ſicher ernſteſte Beachtung verdient, ſelbſt
wenn man an die Koſten denkt, die dadurch dem Staat neu
auferlegt werden ein Gegenwert für ihn liegt je ſchon
darin, daß er dann Hunderttauſende veſchäftigte, anſtatt
erwerbloſe Jugend zählt
aber der Einwand, daß die Eltern durch dieſe verlänger
de Schulzeit ihrer Kinder geſchädigt würden, weil die
Kinder heute ja doch keinen Verdienſt finden würden, recht
oberflächlich abgetan. Ganz kann man freilich darüber
nicht hinweggehen. Die Familien dieſer Volkskreiſe rech
nen tatſächlich mit den kleinſten Mitteln und es bedeutet

für ſie ſehr viel, wenn das ſoeben ſſchulentlhaſſene Kind
auch nur ab und zu, durch irgendwelchen Gelegenheitsver
dienſt, ein paar Mark oder auch nur ein paar Groſchen
mach Hauſe bringen kann. Gewiß iſt dieſer Grund nicht ſo
ſchwerwiegend, daß man ſeinetwegen nicht den großen
Wert der Weiterſchulung der erwerbsloſen Jugendlichen
ernſthaft diskutieren ſollte. Es fragt ſich nur, ob man
ohne Zwiſchenſlöſung mit einem ob lägator iſſchen
weiteren Schuljahr jetzt ſchon beginnen ſoll. Verſchiedene
Städte, vor allem Düſſeldorf, haben durch Schulungs
kurſe verſchiedenſter Art Beſchäftigung ſſür die Jugend
lichen zu finden geſucht, in einer Form, die doch keine ſo
heinmende Bindung iſt, wie ſie das „neunte Schuljahr“
wäre; man berichtet, daß Düſſeldorf mit ſeinen Verſuchen
dentbar gute Erfolge hat. Auch Berlin verſucht in Jugend
heimen die erwerbsloſe Jugend durch Schulungsburſe zu

Jn Gewerkſchaftskreiſen wird

eſchäftigen, z. T. mit mehr, z. T. mit weniger gutem Er
folg und dieſer Nichterfolg beſtätigt die oben ge
äußerte Behauptung, daß dieſe jugendlichen Erwerbsloſen
jede ſich ihnen bietende Arbeitsmöglichkeit (aus verſchie
denen Gründen) einer Weiterſchulungsmöglichkeit vor
ziehen. Man ſoblte deshalb mit der Einrichtung eines
neunten Schuljahres“ recht voxrſichtig umgehen, weil ihm
Hemmniſſe entgegenſtehen, deren Urſache in der Not un
ſerer breiten Arbeiterſchichten zu ſuchen iſt.

Gertrud Wittſtock, Berlin
e

Das Geſetz zur Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten.

Stellungnahme der demokratiſchen Frauen
Der Reichsausſchuß der Deutſchen Demokratiſchen Par

tet hat nach Annahme des Geſetzes zur Bekämpfung der
Geſchlechtskranlheiten der demokratiſchen Reichstagsfrak
tion nachſtehendes Schreiben geſandt

„Der Reichsfrauengusſchuß der Deutſchen Demokrati
ſchen Partei dankt der Reichstagsfraktion der D. D. P
im Namen der demokratiſchen Frauen für die günſtige
Stellungnahme bei der Verabſchiedung des Geſetzes zu
Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten für deſſen An
nahme ſich die demokratiſchen Frauen im gangen Reiche
ſeit Jahren ausgeſprochen haben. Jnsbeſondere begrüßer
wir auch dankbar die Haltung der Fraktion bei der Be
handlung des ſogenannten „Kurpfuſcher Paragraphen
Der Reichsfrauengusſchuß dankt beſonders noch der Wort
führerin in dieſer Sache, Frau Dr. Lüders, für ihr uner
müdliches und wirkſames Sicheinſetzen für dieſes Geſetz.

Die Heiratsausſichten der Frau.

Eine amtliche Statiſtikk.
Nach den jetzt vorliegenden Ergebniſſen der Volks

zählung laſſen ſich beachtenswerte Feſtſtellungen über di
Geſtaltung der Heiratsausſichten der heutigen Frauen
generation machen. Vor dem Kriege waren die Ausſichte
Der ledigen Frau im Alter von 18 bis 46 Jahren, eiwei
ledigen Mann im Alter von 20 bis 50 Jahren heireter
zu können, beſonders günſtig in Oldenburg, Mecklenburg
Strelitz Hamburg, Bremen und Baden, da in dieſen Län
dern die Zahl der männlichen Heiratsparkner die de
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de Firma mit der Bitte gewendet haben, dem Deut
tn v en Tageblatt ein Motorrad für eine Verloſung zuzu
rati; den. Der „Ehrenhof“ habe gegen Stelter guf Aus
nicht luß aus der Partei erkannt, Herr v. Gräfe aber, der

S Urteil bereits beſtätigt hatte, habe als „Berufungs
ſang eine Verwarnung für ausreichend gehalten. Die
laſſene Redaktion meint am Schluß des Briefes, wenn
e ganze trübe Angelegenheit der Oeffentlichkeit be
t würde, wäre „die deutſchvölkiſche Freiheitsbewe
ng in ihrer heutigen Form moraliſch erledigt. Arnies
ſächtelchen, ein Muſtervölkiſcher hat hier ein offenesPpe ere ffentlichkeit erklärtaſen ort geſprochen, indem er in aller Oeffentlichk en d anveege Freiheitshewegung moraliſch er

enkr n digt iſt. Den Eingeweihten war dies bereits bekannt
n s Großenwahn-Wächtelchen wird natürlich ſich ſelbſt

und wird in aller Oeffentlichkeit behauptent zuſprechen und wird in aller Oeffentlichkeitn an dem iſt, und die Maſſen hinter den Völ
rktaum n en ugeter Anrgeheng hartſ tehen. Jn Magdeburg und nächſter Amgebungd e völkiſchen Maſſen in den letzten Jahren nichts
w ls ahr geſehen. Selbſt der Stadtverordnete Mann, der ſich
lichkeit nbildet, ein großer Führer zu ſein, hät in der letzten
n hie Joche mit einer völliſchen Verſammlung eine große Pleite

lebt. Er hat eingeſehen, daß er ausgeſpielt hat und daß
ch alle völkiſchen Sprünge auf den verſchiedenſten Ge
ſeten deinen Erfolg mehr bingen. Das iſt gut ſo. Die
ſſentlichkeit hat es ſatt, ſich von dieſen Krakeelern Ver
rechungen über Verſprechungen worſchwätzen zu laſſen,
je nie in Erfüllung gehen Die Zeit wird kommen. wo
jeſe geiſtreichen Weltverbeſſerer allein auf weiter Flur
hen und es wird die Zeit kommen wo das Wächtelchen
ine Segel eingieht und für immer werſchwinden wird.
ſanch ſchöner phantaſtſcher Traum wird die Leute noch

en bis
einer
tdnete

g aus
nd hat
ordnet.

e aus.

meinſa

ens im

h e nige Zeit zuſammenhalten, und das mag e n
hen auf Koſt dienen.

e Gerechte Strafe!
Glocke Zu der Notiz in Nr. 3 unſeres Blattes ſchreibt uns
berich er Jungdeutſche Orden Magdeburg, daß Lehrere ar dem Jungdeutſchen Orden ſeit langer Zeit

nöglich, icht mehr angehört.

dw deburg. Mittelſtandsverſammlung. Die Gruppet ne Von Gewerbe der D. D. P. veranſtaltete
n m Montag, den 14. Februar ds. Js. eine Verſammlung,
m n der SchreinerObermeſſter Landtagsabgeordneter
in der n i eſt Caſſel über „Sorgen des Mittelſtandes“ ſprach.

eder behandelte eingehend alle Frägen, die für Hand
t hert und Gewerbe ſtartes Jntereſſe haben beſonders hob
dieſer die Probleme hervor, die durch die Parlamente gelöſt
ehe verden müſſen. Die Deutſche Demokratiſche Partei hat
s übr beſonders im Preußiſchen Landtag ganz energiſch um

Belange des gewerblichen Mittelſtandes bemüht. Sie
jat beider mit ihren Anträgen nicht den Erfolg gehabt,
e tereſſe des Mittelſtandes durchaus notwendig

Die demokratiſchen preußiſchen Miniſter

nd 1 Aſcho
ſchäſtsmann zu helfen

Die Deutſche Demokratiſche Partei hat in Bezug
je Gewerbeſteuer entſprechende Anträge geſtellt, wo

er den Nach die Heranziehung der Pacht und Mietbeträge für
gebliche Hſchäſtsraume zur Ertragsſteuer im Geſetzentwurf heraus

s u el ſſen werden. Die Partei hat ferner den Antrag ge
an die e daß die Gewerbeſteuer bei einem Einkommen bis zu

3600 Mark ein niedrigerer Hundertſatz der Einkommen

weiblichen gum Teil ganz erheblich überwog. Nach dem
Kriege iſt in allen Ländern, mit Ausnahme Anhalts, eine

ten Ete arke Verſchlechterung der Heiratsausſichten der ledigen
en e Frauen zu verzeichnen. Ganz beſonders kraß ſind die
rboloſen Wegenſätze in Baden. Hier konnte 1910 jeder 50. Mann
verſchie keine Frau bekommen, im Jahre 1925 dagegen jede 4.

it vor Frau keinen Mann. Eine tatſächliche Beſſerung gegen
ig eines 1910 iſt in Anhalt zu verzeichnen, offenbar infolge der
peil ihn urch die induſtrielle Entwicklung bedingten Zuwanderun
Not un gen. Noch augenfälliger werden die ſchlechten Heiratsaus-

ſichten gegenüber der Vorkriegszeit, wenn man die Ge
zerlin ſamtzahl der Heiratspartner in ſolche jüngeren, mittleren

nd vorgeſchrittenen Alters gliedert. Die Heiratsaus
ſichten der jüngeren Frau, alſo der Frau bis zum Alter
von 23 Jahren, ſind zwar im allgemeinen etwas ſchlechter
als vor dem Kriege, aber doch nach wie vor ziemlich gün

ſtig. Beſonders ungünſtig ſind ſie bei den Frauen mitt
leren Alters (23 bis 37 Jahre), denen die durch den Krieg
jauptſächlich dezimierten Altersklaſſen der Männer von

25 bis 40 Jahren gegenüberſtehen. Während z. B. 1910
in Hamburg etwa auf jeden 4. Mann in dieſem Alter keine

5 Frau oder in Bayern erſt auf jede 57. Frau kein Mann
rafen, iſt heute in den mittleren Altersklaſſen etwa jede

bis 4. Frau von vornherein zum Verzicht auf die Ehe
verurteilt

en der 37 bis 46jährigen Frauen haben ebenfalls eine
weitere Verſchlechterung erfahren.

der n s

S

Soziologie der Frauenbewegung.

Arbeit tritt mit den beiden erſten Heften einer Schriften
eihe, Verlag F. A. Herbig-Berlin, hervor, die Zeugnis
üblegen ſollen „von den beſonderen geiſtigen Werten, die
won Frauen erhalten werden können.“ Die erſte Schrift

Alſt eine Darſtellung von Gertrud Bäumer „Die Frau in
der Kriſis der Kulldur“ Dieſe Schrift zeigt die kriſenhafte

Lage der Frau in der ſexuellen Frage und im Berufs
Problem. Als zweites Heft dieſer Schriftenreihe iſt von

I Silde Lion eine Darſtellung zur Soziologie der Frauen
t bewegung erſchienen, in der die ſozialiſtiſche und katho

ſche Frauenbewegung geſchildert wird. Das Ziel dieſer
11 O ſtellung iſt es, die Jdeologie und Exſcheinungsform der
d Kaſſenkampferiſchen und der konſeſſtonellen Frauenbewe-

Lung in Deutſchland darzuſtellen.

hervorgerufen hat.

Die an ſich ſchon ungünſtigen Heiratsausſich

ſteuer ſein ſoll. Des weiteren behandelte Redner die
Freigabe der gewerblichen Räume, die eine ungeheure Er
bitterung in den Kreiſen der Gewerbetreibenden mit Recht

Ob die Anträge Ausſicht auf Erfolg
haben, ſei noch ſehr zweifelhhaft. Eine Milderung wird
zu erwarten ſein, da auch die Parteien mit ähnlichen An
trägen an das Parlament herangetreten ſind. Am Schlüſſe
ſeiner Ausführungen behandelte Abgeordneter Knieſt noch
das Städtebaugeſetz, wobei er an einzelnen Artikeln recht
ſcharfe Kritik übte. Der Vortrag fand lebhaften Beifall
und wies Stadtverordneter Dürr re darauf hin, daß die
Gruppe ſür Handwerk und Gewerbe nunmehr monatlich
ine Zuſammenkunft veranſtaltet, in der nur Fragen be
handelt werden, die Handwerk und Gewerbe angehen. An
der lebhaften Ausſprache beteiligte ſich u. a. der frühere
deutſchnationale Parteiſekretär Gebſer, der den Deutſch
nationalen zum Vorwurf machte, daß ſie in keiner Weiſe
die Jntereſſen der Gewerbetreibenden wahrgenommen ha
ben Stadtverordneter Blum e behandelte im Zuſam-
menhang mit der Beſprechung des Städtebaugeſetzes Fra
gen der Bodenreform.

wyn

Vom Oienſmädchen zur 20fachen Millionärin

Ueber Nacht wurde das 28jährige Dienſtmädchen Marie
Draxdorf in Meerane dürch eine Dollarerbſchaft zur 20fachen
Millſonärin. Die Erbſchaft hinterließ ihr ein Onkel
Scheffelbauer in Milwaukee, Nordamerika, der aus Deutſch

land ſtammt und in Amerſka in Farmgrundſtücken günſtig
ſpekullerte

Kaufmänniſcher beruflicher Wettſtreit.

Zu großen Gau Und Reichstagungen des Jugend
bundes im G. D. A. (Gewerkſchaftshundes der Angeſtell
ten) haben berufliche Wettſtreite ſtattgefunden, die ſich
immer einer recht guten Beteiligung erfreuen konnten. Die
Fülle des Tagesverlaufes machte es aber immer ſchawte
riger, den beruſflichen Wettſtreiten voll gerecht zu werden.
Aus dieſem Grunde werden ſie jetzt unabhängig von den
Tagungen durchgeführt. Jm Jugendgau Mitteldeutſchland
findet am kommenden Sonntag, den 20. d. M., in ſämt
lichen Gruppen für a lIe Lehrlinge im Handel, Büro und
in der Jnduſtrie ein Berufswettkampf ſtatt. Hier wird
den Lehrlingen und auch Junggehilfen Gelegenheit ge
geben, ihre Fälhigkeiten und Kenntniſſe einmal ſelbſt zu
prüfen. Schulgufgaben werden dabei vermieden es
ſollen vielmehr praktiſche Fälle aus dem Geſchäftsleben zur
Löſung geſtellt werden. Die Bearbeitung der Aufgaben
erfolgt in Gruppen. 1.. Lehrlinge im erſten und zweiten
Lehrjahre; 2.: Lehrlinge im dritten Lehrjahre und Jung-
gehilfen bis zum Alter von 21 Jahren. Wertvolle Bücher
und Sonderpreiſe ſind ausgeſetzt und ſpornen ſicher auch
zur eifrigen Mitarbeit an.

Der berufliche Wettkampf in der Jugendgruppe Mag
deburg findet in der kfm. Berufsſchule, Grüne-Armſtr. 14,
um 9 Ahr ſtatt. Es können daran auch Nichtmitglieder
des Bundes teilnehmen; ſie ſind dazu eingeladen. Schreib
papier und Federhalter oder Tintenſtift iſt mitzubringen

AUhland-Bund. Jn den Altſtädter-Bürgerſälen hielt
der Stadtverordnete O. Dürre einen Vortrag über „Aſſe
kuranz als Wirtſchaſtsfaktor“. Aus ſeinen Ausführungen
ſei folgendes wiedergegeben. Schon im Altertum erkannten
weitblickende Kaufleute die Notwendigkeit, durch Zuſam
menſchluß verwandter Gewerbe ſich gegen Verluſte durch
Feuer und Raub zu ſchützen. Man bildete Jntereſſengrup-
pen die ſich gegenſeitig anteilig die Verluſte durch Raub
und Feuer garantierten. Durch die zunehmende Jnduſtrigli
ſierung bildeten ſich große Privatgeſellſchaften, die gegen
höhere oder niedrige Prämienſätze (ſe nach Größe des
Riſikos) Verſicherungen abſchloſſen. Auf Verſicherungen
gegen Feuer, Transport und Raub folgten Lebens-Unfall
und Haftpflſchtverſicherungen Um die eingegangenen Ver
pflichtungen nicht allein zu tragen, bildeten ſich Rückver
ſicherungsgeſellſchaften, die gegen entſprechende Prämienſätze
einen Teil des Riſikos mitübernahmen. Vor dem Kriege
war die Aſſeküranz einer der ſtärkſten Wirtſchaftsfaktoren,
Die bedeutenden deutſchen Verſicherungsgeſellſchaften hatten
ein ſehr großes Auslandsgeſchäft. Zur Bildung einer akti
ven Handelsbilanz trugen die eingehenden Prämien in
Auslandswährung ſehr viel bei. Durch Krieg und Jnſlation
würden die ungeheuren Werte (Reſerven) der großen deut
ſchen Geſellſchaften zum größten Teil vernichtet. Auslän
diſche Geſellſchaften, hauptſächlich engliſche kamen dadurch

viel in das deutſche Geſchäft, da es den deutſchen Geſell
ſchaften durch die ſeinerzeit beſtehenden Beſtimmungen nicht
möglich war, wertbeſtändig zu verſichern. Nach Eintritt der
Kabiliſterung der Mark eroberten ſich die deutſchen Geſell
ſchaften infölge ihrer hervorragenden Organiſation langſam
den Markt wieder zurück. Bedauerlich iſt es, daß in der
Nachkriegszeit eine teilweiſe Politiſierung der Aſſekuranz
ſtattfand. Hoffentlich gelingt es hier, Einhalt zu bieten
Die allgemein verſt iadlich oorgetragenen aufſchlußreichen
Ausführungen des Redners fanden regen Beifall.

„Der Schrei aus der Straße“, von VRolf Lauckner.
Erſtaufführung für die gunge Bühne am Donners
tag, den 24 Februar, abends 8 Uhr, im Wilhelm
Theater. Eintrittskarten bei der Volksbühne, Berliner
Straße 19. Auch Nichtmitglieder haben Zutritt.

Wernigerode. (Oeffentliche Verſammlung). Am
Montag, den 31. Januar, ſprach vor überflülltem Saale in
Kaſten's Hotel Landtagsabg. Oberſtud. Direktor Dr. Bohner
über die augenblickliche politiſche Lage ſowie über Steuer
fragen. Redner führte u a. aus, daß die Republik ſich
derart gefeſtigt habe, daß ſogar die Deutſchnat onalen feier
lich haben erklären müſſen, die Republik zu ſchützen und
das Werk von Locarno anzuerkennen. Man muß ſich ver
gegenwärtigen, daß den deutſchnationalen Wählern ſtets die
Parole gegolten hat, daß die Deutſchnationale Partei die
Monarchie wieder aufrichten würde. Jetzt hat ſelbſt
das Potsdamer Off zier-Korps vier alte Generale bitten
müſſen, nicht zu Feſtlichkeiten zu kommen, weil dieſe es
nicht laſſen könnten, ein Hoch auf Wilhelm 2 auszubringen.
Derartige Beiſpiele laſſen ſich leicht vermehren. Wenn aber
jetzt die Deutſchnationale Partei zuſammengeht mit dem
Zentrum, dann iſt große Gefahr im Berzuge. Man will
die deutſchnationalen Wähler, wenigſtens im evangel Norden,
in dem Glauben laſſen, als wenn damit die Macht des
Zentrums gebrochen würde. Wenn man ſich über Kirch
entfremdung wundere, ſolle man auch da einmal mit Vor
urteilen brechen. Gerade der Staat muß gerecht ſein und
darf nicht wie früher im Kaiſerreiche einſeitig eine
Konfeſſion bevorzugen. Wenn man Reichstagsreden aus
früheren Zeiten lieſt, erkennt man die Gefahren, die z. B.
dem Schulweſen drohen Der Junker und die Kirche haben
kein Intereſſe am Schulweſen. Um die gerade von den
Deutſchnationalen hereingeholten polniſchen Landarbeiter ſind
dem deutſchen Oſten zum Verhängnis geworden. Man ſehe
fich die Schulverhältniſſe im Oſten an, die traurigſten im
ganzen Reich. Dort kommen 80 100 Kinder auf einen
Lehrer. Wozu auch Bildung Die geheime Abſicht d eſer
neuen Koalition zwiſchen Zentrum und der Deutſchnatſonalen
Partei iſt eben, die Macht an ſich zu reißen, den Kampf
gegen die Sozfalpolitik gemeinſam zu führen. Der Brief
Hindenburgs iſt von großer Bedeutung, indem er von den
jetzt an die Mächt gelangten Parteien die ſchleunige Ver
abſchiedung der ſozialen Geſetze verlangt und zwar im Sinne
der Forderung der Arbeitnehmer
tifchen Weitblickes, wenn der Präſident durch dieſes Ver
langen dokumentiert, daß er die bisher eingeſchlagene Richtung
für notwendig hält. Redner kommt dann auf die Steuer
fragen zu ſprechen. Zuerſt aufs erſte rechte Kabinett Kuno,
deſſen Name verknüpft bleibt mit der unſeligen JInflation,
der gänzlichen Verarmung der Rentner; das zweite rechte
Kabinett bleibt verbunden mit dem unerträglichen Steuer
druck, den je das deutſche Volk hat leiden müſſen. Eine
Beſſerung trot erſt ein mit dem Kabinett MarxReinhold,
deſſen Grundſatz war Hart am Defizit vorbei. Wenns
jetzt beſſer geht, werden hoffentlich nicht die Deutſchnationalen
behaupten wollen, daß es ihr Vorteil ſei Wir haben das
ſchon öfter erleben müſſen Bei Behandlung der Haus
zinsſteuer erklärte Redner, daß es ſicher beſſer wäre, wenn
es keine Zwangswirtſchaft für Wohnungen gäbe
Schwierigkeiten wären zu ungeheuer. Der Mieter ſollte
herzlich froh ſein, wenn er nur 100 Friedensmiete be
zahlen muß, denn kaum ein Artikel wäre für 100 Friedens
preis zu haben. Es iſt irrig, wenn ein Mieter behaupte,
daß er Hauszinsſteuer bezahlen muß. Den Hauswirten
müßte man ſagen, daß es ein großes Unrecht wäre, volle
Miete zu verlangen, ſolange ſie nicht voll aufgewertet hätten.
Der Wegfall der Gewerbeſteuer käme erſt dann in Frage,
wenn für den Ausfall Erſatz da wäre. Der Redner ſetzte
dieſe Steuer ſehr ausführlich auseinander, es führt hier zu
weit, alles wiedergeben zu wollen. Es ſollte niemand Kritik
üben, ehe er nicht ſagen könne, wie es beſſer zu machen
wäre. Schließlich ſitzen in den Parlamenten ja auch Leute
mit Verſtend und Verantwortungsgefühl. Dr. Bohner tritt
dann bei Behandlung des Themas „Finanzausgleich
zwiſchen Reich, Ländern und Gemeinden“ mit voller
Energie für die Ausſchaltung der Länder ein. Ein deutſches
Reich müßten wir als Zentralgewalt ſelbſtverſtändlich haben
aber die Länder könnten wegfallen, ſie verteuern nur ganz
ungeheuer die Verwaltungskoſten und erſchwerten den Apparat
Deutſchland wäre ſowieſo ſchon ein ganz beſonders ſchwieriger

politiſcher Apparat. Das beſte wäre zweifellos der An
ſchluß Oeſterreichs, der dann endlich die Frage der Verein
heitlichung in Fluß bringen würde. Die Ausführungen
fanden ſtürmiſchen Beifall.

Cöthen i. Anhalt (Demokra tiſcher Klub)
Jn der letzt en Sitzung ſprach Rektor Green über Bo
dien reform. Der Vortragende führte u. a. gus: Was
durch eine Wertzuwachsſteuer gewonnen wird, kommt in
jedem Falle ſtets der Allgemeinheit zu Gute. Der Ertrag
einer ſolchen Steuer könnte derart nutzbar gemacht wer
den, indem dadurch andere Steuern, die den gewerblichen
Mittelſtand und die gleichen Kreiſe des Handels treffen
eine Ermäßigung erfahren könnten. Die Ausführungen
des Redners rieſen eine hebhafte Debatte hervor, in der
ſo ziemlich alle Steuerarten durchgenommen wurden.
Rektor Green legte beſonderes Gewicht darauf, daß ſich
ünſere Vertreter in den Parlamenten in Staat und Kom
müne mit den von ihm angeſchnittenen Steuerfragen be
ſchäftigen möchten. Der Landesparteitag findet am Sonn
tag, den 6. März d. J. in Cöthen ſtatt.

Es iſt ein Zeichen poli
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Bezirk Halle.
Die hHochſchulpolitiſche Lage

unter Berückſichtigung der halliſchen Verhältniſſe

Die Entwicklung des Konflikts zwiſchen den preußiſchen
Hochſchulen und dem Kultusminiſter Dr. Becker hat jetzt
zweifellos einen Punkt erreſcht, an dem von einem Ver
faſſungskampfe nicht mehr geſprochen werden dann. Der
Streit ging bisher um die Durchſetzung oder genauer Bei
behaltung völkiſcher Prinzipien, wie ſie vom Hochſchulring
deutſcher Art vertreten werden, der ſeinerſeits wieder die
deutſche Studentenſchaft im Sinne dieſer Prinzipien be
ſtimmt, da ſeine Anhänger an den Einzelſtudenten
ſchaften in den meiſten Fällen in der Mehrheit ſind. Zu
Iöſen waren zwei Probleme: das der Zugehörigkeit der
Auslandsdeutſchen zur Einzelſtüdentenſchaft und das
Koalitionsproblem.

Die Mehrzahl der Einzelſtudentenſchaften machen
nämlich die Mitgliedſchaft Auslandsdeutſcher von der
deutſchen Abſtammung und Müutterſprache abhängig oder
werlelhen die Miütglledſchaft durch ihren Vorſtand. Der
Kultusminiſter forderte nun mit Hinweis auf einen Be
ſchluß des preußiſchen Landtages die Abänderung der
Satzungen der Einzelſtudentenſchaften dahingehend, daß
fortan der Rektor über die Zugehörigkeit der Auslands
deutſchen gür Eingzelſtudentenſchaft zu entſcheiden hätte.
Jm Laufe der am 29. und 30. Januar in Magdeburg ſtatt
gefündenen Beſprechungen zwiſchen den preußiſchen Hoch
ſchuhen und einigen Rektoren hat ſich nun ergeben, daß die
Studentenſchaften in dieſer Frage ohne großes Wider
ſtreben nachgeben und mit einer Mitwirkung des Rektors
durchaus einverſtanden ſind. An der halliſchen Aniverſität
wurde dieſe Frage überhaupt nicht akut, da S. 1 der
Satzung der halliſchen Studentenſchaft die Faſſung der
„Göttinger Notverfaſſung“ hat, alſo keinerlei völtkiſche
Tendengen zeigt.

Wichtiger iſt die Koalitionsfrage, die ſich von vorn
herein zuſpitzte auf die Zugehörigkeit der öſterreichiſchen
Stuldentenſchaften zur deutſchen Studentenſchaft. Jn der
für das preußiſche Studentenrecht maßgebenden Minſſte
rialverordnung vom 18. September 1920 wurden die Ein
zelſtudentenſchaften als Glieder des Selbſtwerwaltungs-
körpers Univerſität anerkannt und erhielten das Recht,
won ihren Mitgliedern Zwangsbeiträge abzuführen. Sie
erhielten ferner das Recht, ſich mit „entſprechenden“ Or
gamſationen zu kogalieren.
„entſprechend“ iſt nun ſtrittig. Der Kultusminiſter er
kennt die öſterreichiſchen Studentenſchaften, die anti
ſemitiſch orientiert ſind, nicht als entſprechende Organiſa
tibnen“ an; er fordert Aenderung der prinzipiellen Ein
ſtellung der öſterreichiſchen Studentenſchaften oder will
andernfalls die Minſſterialverodnung ſo ändern, daß ihr
michtvölkiſcher Geiſt auch im Buchſtaben zum Ausdruck
kommt. Die Verwirklichung däeſſer in dem erwähnten
Briefe des Kultusminiſters angedeuteten Möglichkeit
würde, da de Oeſterreicher ſich nicht ohne weiteres um
ſtellen werden, das Band zwiſchen den deutſchen und den
öſterreich ſchen Studentenſchaften zer reißen eine Konſe
quenß, die auch alle diejenigen Studenten außerordentlich
bedauern müßten, die auf dem Boden des angeführten
Landtagsbeſchluſſſes ſtehen. Andererſeits bedeutet, wie
der Kultusminiſter ſehr richtig betont, die Koalition der
deutſchen Studentenſchaften mit „ariſchen Sondergruppen
uslandsdeutſcher Hochſchulen nicht eine Förderung,
ſondern geradezu eine Gefährdung des großdeutſchen Ge
dankens.“ Dieſe Gefährdung können wir republikaniſchen

Studenten um ſo wenger dulden, als den öſterveichiſchen
Studentenſchaften das Zwangsbeſteuerungsrecht fehlt
als es ihnen alſo unmöglich iſt, die gleichen materiellen
Mittel eingubringen wie die deutſchen Studentenſchaften;
als ſie ja Stimmrecht haben und damit in der Lage ſind,
den Kurs der deutſchen Studentenſchaft zu beeinfluſſen und
indirekt über die deutſchen Zwangsabgaben in einem
Sinne zu disponieren, der dem Gelſte der Miniſterialver
ördmung, der Weimarer Verfaſſung und der Republik zu
widerläuft. Sofern man ſich überhaupt für ſtudentiſche
Selbſtverwaltung einſetzt, die über den Rahmen der ſach
lichen Facharbeit hinausgeht, wenn man alſo nicht ihre
Abſchaffung ſür das Beſte und Eſnfachſte hält, bleibt nur
er Ausweg, daß die deutſche Studentenſchaft die öſter
veichiſchen Studentenſchaften zum Verlaſſen ihrer ſtarren
völlkiſchen Grundſätze bewegt, wobei ſie ſich nicht ſcheuen
Dürfte, mit ihrer ſtärkeren fimnanziellen Stellung einen
leichten Druck auszuüben.

In der 3. der am 30. Januar in Magdeburg gefaß
ten Entſchließungen erklärt zwar die Mehrheit eine Ein
flußnahme auf die Oeſterreicher rechtlich und tatſäch
lich (2) für nicht möglich, ſpricht aber in der 4. Entſchlie
ung ihre Geneigtheit aus, mit dem Miniſter über die
von dieſem geplanten Neuerung zu verhandeln.

Die Kammer der halliſchen Studentenſchaft, die den
Bericht ihrer Vertreter in Ma deburg am vergangenen
Freitag entgegennalhm, hüelt ſich von jeder allerdings
in Erwägung der realen Macht verhältniſſe auch zweck
loſen Oppoſition fern und richtete im Verein mit eini
gen anderen preußiſchen Aniverſitäten an den Kultus
miniſter ein Schreiben, das neben tatſächlichen Feſtſtellun
gen Bereitwilligkeit erklärt, Kompromüſſſe einzugehen. Die
Vewtreter der Minderheit, die erwarten, daß der Kultus
miniſter als Vertreter der Staatsautorität geſtützt auf
die Stagtsgewalt das tun wird, was uns Studenten
und im weiteren Rahmen dem Anſchluß Oeſterreichs an
Deutſchhand nütztich und ſörderlich iſt, hatten keine Ver
anlaſſung, anders zu votieren und ſtimmten der Abſen
dung des Brieſes zu. Die gugenkblickliche formaltaktiſche
Situation ſieht demnach alle Kammervertreter der halli
ſchen Studentenſchaft in einer Front.

Man darf hoffen, daß die Verhandlungen zwiſchen
dem Kultusminiſter und den Studentenſchaften, nachdem
Die völkiſch geſonnene Mehrheit ſehr im Gegenſatz zu
ihrem anfänglichen Auftreten ſo große Nachgiebigkeit

Die Auslegung des Wortes

bewieſen hat zu einem Ende kommen, das alle ſreiheit
lichen umd im beſonderen alle republihantſchen Studenten
begrüßen.

Otto Kunze,
Vorſ. d. halliſchen Ortskartells republikaniſcher Studentem.

Halle. Der Verein der Deutſchen Demokra-
tſchen Partei hielt am 9. Februar im Nikolaus
Saal ſeine diesjährige Hauptverſammlung alb, die
der Vorſitzende Herr Minnelr leitete. Aus dem vom
Geſchäftsſführer Dornblüth erſtatteten Jahresbericht
ging eine rege Tätigkeit des Vereins auf dem politiſchen
und kommunalpolitiſchen Gebiet hervor. Zu allen wichtigen
Fragen nahm man Stellung und belegte dieſe öffentlich
durch Entſchließungen. Herr Schatzmeſſter Sch war z galb
den Kaſſſenbericht. Mit dem Dank der Verſammlung wurde
guch die von den Reviſoren beantragte Entlaſtung ausge
ſprochen. Bei der Wahl des Vorſtandes erfolgte auf An
trag aus der Verſammlung die Wiederwahl durch Zuruf.
Dem geſchäftsſührenden Vorſtande gehören an die Herren
Minner, Hoe, Schwarz, Grünſeld, Renker, Plönigs, Habe
und Natus und die Damen Ohlerich, Vehſe und Wolfſ.
Dazu kritt als Ehrenvorſitzende Frau Margarete Benne
wiz. Als Abgeordneter gehört dem geſchäftsführenden
Vorſtande ferner Miniſter Dr. Schreiber an. Die vorge
legten neuen Satzungen wurden mit kleiner Abänderung
genehmigt. Für den demnächſt ſtattſindenden Begzirks
parteitag erfolgte die Wahl der Delegierten Hierauf nahm
Herr Renker das Wort zu ſeinem Vortrage über die
Politiſche Lage. Er verbreitete ſich zunächſt in äntereſſan
ten Darlegungen über Wege und Ziele der Außenpolitik.
Das Erwachen der fremden Raſſen der Kampf um ihr
Selbſtbeſtimmungsrecht und ihre wirtſchaftlichen Jntereſſen
haben die Außenpolitik an einen Wendepunkt geſchoben
Für uns bleibe zwangs läufige als vorerſt zu erſtrebendes
Ziel die Bereinigung des Verhältniſſes zwiſchen Frank
reich und uns. Dieſen von der demokratiſchen Partei ſeit
Jahren vertretenen Gedanken propagiere in neueſter Zeit
beſonders ſtark auch der Jungdeutſche Orden Als Nah
ziel Helte dabei für uns die reſtlloſe Räumung des Rhein
ländes und als etwas weiterliegendes die Schaffung Groß
deutſſchlands. Zur Jnnenpolilſik übergehend betonte der
Vortragende, daß angeſichts des politiſch ſehr geſchickten
Schachzuges des Zentrums es eine Hauptaufgabe der de
mokratiſchen Partei ſein müſſe, ihren ſozialen Charakter
ſeindeutig hervorzukehren. Sie wird ſich ferner bei der
kulturpollitiſchen Einſtellung des Zentrums als Banner
trägerin einer freien geiſtigen Betätigung zu fühlen haben
und beſonders als Wahrerin des Einheitsgedankens zu
allen förderaliſtiſchen Tendenzen in ſchärſſte Oppoſition
treten müſſen. Die Führerperſönlichkeit Koch s und die
bisherige Haltung der demokatiſchen Fraktion erwechen
beſte Zukunftsausſichten. Dem Vortrage folgte lebhafter
Beifall und eine Ausſprache. Die angeſetzte kommunagal
politiſche Beſprechung wurde für die nächſte Verſammlung

zurückgeſtellt.

Halle. Jn der Frauengruppe der D. D. P.
ſprach Frl. Dr. Corte Berlin vor einem überaus zahl
reichen Beſuch über „Aufgaben der Soſßtal politik Die
Rednerin zog hierbei die demnächſt zu erwartenden Ge
ſetzesvorlagen über Ar bei tsſchutz, über Ratiſigierung
des Waſſhingtoner Abkommens zur internationalen Re
gelungder Arbeitszett und über die Vorlage zur
Arbeitsloſenverſicherung in den Kreis ihrer
Betrachtungen. Beſondere Erwähnung ſſand auch die Vor
lage auf Erweiterung des Mutterſchutzes.
Auch der Geſetzentwurf über den Schutz der Jugend
läſchien bei Luſtbarkeiten und die Stellung der Demokra
tiſchen Partei, die mit ihren Bedenken gegen die bei der
Durchführung drohenden polizeilichen Beſtümmungen nicht
zurückgehalten hat, fanden treffende Beleuchtung. Frl.
Dr. Corte wußte dabei ihre Zuhörer nicht nur durch ihre
eingehenden Kenntniſſe auf dem weitverzweigten ſozial
politiſchen Gebiet zu feſſeln, ſie verſtand es vielmehr auch,
ihren Ausführungen über die Not wendigkeit ſtagatlicher
Fürſorge und ſogiallen Verſtändniſſes eine ſo warmherzige
Empfindung zu verleihen, daß ſie hierdurch die Bewertung
der Mitarbeit der Frau auf eſne beſondere Höhe hob.
Auch die Wiedergabe ihrer Erfahrungen als Mitglied der
Filmprüfungsſtelle boten viel Jntereſſantes und
Belehrendes. Dem Vortrag folgte eine lebhafte und ſehr
anregende Ausſprache, bei der Frl. Dr. Corte in bereit
wiälligſter Weiſe eine ganze Reihe an ſie geſtellter Fragen
beantwortete. Die ſtellvertretende Vorſitzende Frl.
Biſchoff ſprach als Leiterin der Verſammlung der Vor
tragenden herzlichſten Dank aus.

Halle. Deutſch Demokratiſche Frauengruppe. Am
Donnerstag, den 24. Februgr, findet im Reſt.
„Nikolaus“ ein Vortrag von Frl. Elſa Hagſe ſtatt über:
„Peſtalozzi, ſein Leben und Wirken.“ Beginn abends
84 Ahr. Alle Mitglieder ſind herzlichſt eingeladen. Gäſte
freundlichſt willkommen

Halle. Die Jahresverſammlung der Jung-
demokraten Halle a. S. vom 16. 2. 27 nahm den
Geſchäftsbericht des Vorſitzenden Kle mich und den Kaſſen
berſcht des Kaſſierers Wenzlau mit einmütiger Zuſtim-
müng entgegen Jn 16 Verſammlungen des Jahres 1926
wurden polſtiſche, wirtſchaftliche und literariſche Vorträge
gehalten Bei verſchiedenen politiſchen Eregniſſen traten die
Jungdemokraten an die Offentlichkeit Die Finanzen ſind
als verhältnismäßig günſtig zu bezeichnen. Verſammlungen
finden künftig am 1. und 3. Mittwoch im Monat ſtatt
Zum Reiſchsjugendtag (Oſtern 1927) fährt eine ſtarke Ab
ordnung nach Heidelberg. Trotz einſtimmigen Antrages
lehnte der bisherige Vorſitzende, dem für ſeine Tätigkeit
Dank und Anerkennung aller Mitglieder ausgeſprochen
wurde, infolge Ueberlaſtung die Wederwahl ab. Der neue
1. Vorſitzende ſoll in der nächſten Zuſammenkünft am
2. 3. 27 gewählt werden. Jnzw ſchen wird die 2. Vor
ſitzen de, Frl. Minner, und der übrige neugewählte Vorſtand,
der aus den Damen Halberſtadt, Dornblüth, Gllck, Haaſe
und den Herren Wenzlau und Simonſohn beſteht, die Ge

ſchäfte führen. Her bisherige Vorſitzende ſchloß unter
fall mit Dank an alle Mitglieder für das gezeigte Jnt e
und ſprach die Hoffnung aus, daß die Jungdemoki de

Halle a. S. erſtarken und gedeihen mögen zum Beſten n
Demokratie und Republik

Weißenfels. Jn der am Montag, den 7. d. M., a t
haltenen Jahreshauptverſammlung erſtattete der zu
Vorſitzende den Jahresbericht, welcher ein Bild gab
den umfangreichen Arbelten, die im verfloſſenen Jahr
der Ortsgruppe geleiſtet worden ſind. Er ſchloß mit
Wüunſche, daß im neuen Vereinsjahr die Mitglieder
weiterhin treu zur Partei ſtehen und beitragen mö
den demokratiſchen Gedanken weiter zu feſtigen und
Freunde zu werben. Nach Exſtattung des Kaſſenber
durch den Kaſſeenführer, welchem auf Vorſchlag der R
ſoren Entlaſtung erteilt wurde, fand die Vorſtandsn en verüchſi
ſtatt. Da der 1. Vorſitzende, Herr Rechtsanwalt Spren ine ſich ab
welcher das Amt ſeit 20 Jahren bekleidete, dringend den Je
heten hatte, von einer Wiederwahl abzuſehen, würde Annahme
ſellhe zum Ehrenvorſitzenden gewählt. Die Vorſtandsw ſſchtigen
ergab dann folgende Zuſammenſetzung 1. Vorſitzen euerbert
Lehrer Ernſt Schneider, 2. Vorſitzender Kaufm. Rich det Kon
Wagner, 1. Schriführer Buchdruckereibeſitzer Hein n Sleuere
Schmidt, 2. Schriftführer Kataſterdirektor Kneiſt und e Re
ſenführer Fabrilbeſitzer Arno Sonntag Hieran ſchu
ſich eine rege Ausſprache über interne Vereinsangeleg n
heiten und über ſtädtiſche Fragen nHerzberg. Die im Cafe Raack abgehaltene Verſan i
lung des deutſche demokratiſchen Vereins u
von Damen und Herren verhältnismäßig gut beſucht. 91 t
geſchäftsführende Vorſtand erſtattete einen recht in ſan an
eſſſanten Bericht Uber die Reichsmittelſtandstagung in B beceft
lin, aus dem zu entnehmen war, wie die Wirtſchaſtspar le Ja
auf welche der gewerbliche Mittelſtand ſo große Hoffni r eo
gen geſetzt habe, kläglich verſagt hat. Ja, es wurde ſo ipſtiht e
mit geteilt und nachgewieſen, daß die Wirlſchaftspartet in i die erk
ihrer politiſchen Anreife gerade zum Schaden des Hat u
werks und gewerblichen Mittelſtandes in ſteuerlicher H igt meh
ſicht geſtimmt habe. Nur in Gemeinſchaft mit allen Voll e
klaſſen, im Rahmen einer politiſchen Partei und im gege t ne
ſeitigen Verſtehen könne nicht nur dem Beamten, ſonde de ſie t
auch dem im frefen Berufe ſtehenden Volksgenoſſen geh
fen werden. Es iſt eine Atopfe, zu glauben, daß die P
tet einer beſtimmten Berufsklaſſſe (wie die Wirtſchaft.
partei die Partei der Gewerbetreibenden und Hausbeſitz Ein ſt
ſein will) jemals Erfolge haben könne. Deshalb wur
gemahnt, von jeglicher Klaſſenbildung abzuſehen, vie m
mehr gehofft, daß ſich in Anbetracht der gemeinſamen d M
Nöte Beamte und Handwerker, Angeſtellte, Gewerb n Michsbags.
treihende und Arbeiter gegenſeitig die Hände reichen wert vo
Regierungsbildung wurde der Beſchluß der Parteileitun en. De
in die Oppoſition zu gehen, gebilligt. Zu einer Regi rohe de
rung, in der Parteiangehörige der Deutſchnationale gen Anſchei
ſitzen, die noch vor einigen Monaten duldeten, daß Rep r
blik und Reſchsfarben herabgewürdigt und beſchümp
den, und die heute auf dieſe Farben und die V
der demokratiſchen Republik den Eid leiſten
kein Vertrauen haben. Jm weiteren Verla e en o
handlungen wurde auch des großen Volksfreundes Peſt dieſe
lozzi gedacht. Nach Beendigung des geſchäftlichen Teile ſten Ausfül
des Abends lieb man noch in recht gemütlicher Weſen Tode

beiſammen. n uKeichskan

al die R
l beſcheinigt

ſiht erkannt

t ſeine Ha

v n 2
n Keudell e

ler alſo e

e n
Der Reie

ſert von Ker

D. D. P. Kreisverein Bitterfeld.
Sonntag, den 20. Februar 1927, vorm. 10 Uh

im „Eichamt“ zu Bitterfeld

Kreisparteitag.
Zu zahlreicher Beteiligung ladet ein Der Vorſtand

Poſtanſtalt

An die

undſchan“

Mitteldeutſche

Wohnort
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